
1. Beilage im Jahre 1969 zu den Sitzungsberichten 
des XX. Vorarlberger Landtages

Vorlage des Rechts- und Immunitäts­
ausschusses und des Volkswirtschaftlichen Beilage 1
Ausschusses

B e r i c h t

Die V orarlberger Landesregierung ha t dem 
Landtag als Beilage 36/1968 die R egierungs­
vorlage eines G esetzes über den Bau und die 
E rhaltung öffentlicher S traßen sow ie über die 
W egefreiheit (Straßengesetz — StrG.) u n te r­
breitet. Diese V orlage w urde in der Landtags­
sitzung vom  27. N ovem ber 1968 dem Rechts­
und  Im m unitätsausschuß und dem V olksw irt­
schaftlichen Ausschuß zur gem einsam en Be­
ratung  zugew iesen. Die beiden Ausschüsse 
haben  diese R egierungsvorlage in e iner g e­

m einsam en Sitzung am 15. und 16. Jän n er 1969 
eingehend b era ten  und eine Reihe von A b­
änderungen und  Ergänzungen für notw endig 
befunden. Im In teresse der Übersichtlichkeit 
und einfacheren G eschäftsbehandlung h aben  
die be iden  Ausschüsse beschlossen, eine 
eigene V orlage einzubringen, d ie den  durch 
die A bänderungen  und E rgänzungen der be i­
den Ausschüsse berein ig ten  T ext der Regie­
rungsvorlage enthält.

Der Rechts- und Im m unitätsausschuß und 
der V olksw irtschaftliche Ausschuß ste llen  da­
her den

A n t r a g ,

der Hohe Landtag w olle beschließen:

„Die angeschlossene V orlage eines Ge­
setzes über den  Bau und die E rhaltung öffent­
licher S traßen sow ie über die W egefreiheit 
(Straßengesetz — StrG.) w ird zum  Beschluß 
erhoben ."

Bregenz, am 16. Jän n e r 1969

D i p l .  - I n g .  F e i e r l e  
B erichterstatter

D r. P u r t s c h e r  
O bm ann

des Rechts- und  Im m unitätsausschusses

G r a f
O bm ann

des V olksw irtschaftlichen A usschusses
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1. Beilage im Jahre 1969 des XX. Vorarlberger Landtages

Gesetz
über den Bau und die Erhaltung öffentlicher Straßen 
sow ie über die W egefreiheit (Straßengesetz — StrG.)

Der V orarlberger Landtag hat beschlossen:

1. ABSCHNITT 
Allgem eines

§ 1
öffentliche Straßen

(1) Die öffentlichen Straßen sind nach den 
Bestim m ungen dieses G esetzes zu bauen und 
zu erhalten.

(2) Auf B undesstraßen findet dieses Gesetz 
keine A nwendung.

(3) S traßen im Sinne dieses G esetzes sind 
bauliche A nlagen, die mit einem  G rundstück 
in fester V erbindung stehen  und dem V erkehr 
von Fußgängern, T ieren und Fahrzeugen die­
nen, ohne Rücksicht darauf, ob sie jeder Art 
oder nur bestim m ten A rten  dieses V erkehrs 
dienen. Erfüllt eine V erkehrsfläche diese V or­
aussetzungen, so fällt sie ohne Rücksicht auf 
ihre Bezeichnung (Straße, W eg, Platz) un ter 
den Begriff „Straße".

(4) Die im Zuge einer Straße befindlichen 
und dem V erkehr d ienenden unbew eglichen 
Anlagen, w ie G ehsteige, Brücken, ü b er- und 
U nterführungen, Tunnels, Durchlässe und für 
eine Straße angelegte Dämme, Gräben, Ent­
w ässerungsanlagen, Böschungen, Stützm auern 
und Bankette, sind B estandteile der Straße.

(5) öffentliche S traßen im Sinne dieses 
Gesetzes sind die dem G em eingebrauch ge­
w idm eten Straßen. Sie g liedern  sich in
a) Landesstraßen,
b) G em eindestraßen,
c) G enossenschaftsstraßen und
d) öffentliche Privatstraßen.

(6) Bei öffentlichen Straßen, die im G rund­
buch ein eigenes G rundstück bilden, ist auf 
A ntrag  des S traßenerhalters im Eigentum s­
b latt der E igentüm er und im G utsbestandsblatt 
bei Landesstraßen die Bezeichnung „Landes­
straße", bei G em eindestraßen die Bezeichnung 
„G em eindestraße", bei G enossenschaftsstra­
ßen die Bezeichnung „G enossenschaftsstraße" 
und bei öffentlichen P rivatstraßen  die Bezeich­
nung „öffentliche P rivatstraße" einzutragen.

(7) Bei Grundstücken einer öffentlichen 
Straße, die infolge A uflassung oder V erlegung 
der Straße nicht m ehr die Eigenschaft als 
öffentliche Straße besitzen, ist die gemäß 
Abs. 6 vorgeschriebene Bezeichnung auf A n­
trag des Eigentüm ers im G utsbestandsblatt zu 
löschen.

§ 2
Gemeingebrauch

(1) Der G em eingebrauch einer S traße ist 
die jederm ann un ter den gleichen Bedingun­
gen und innerhalb der durch die A rt der 
Straße sowie durch die straßenpolizeilichen 
V orschriften festgelegten  Grenzen ohne aus­
drückliche Bewilligung zustehende B enüt­
zung zum Fußgänger- oder Fahrzeugverkehr 
sowie zum Reiten oder V iehtrieb.

(2) Der G em eingebrauch darf — unbescha­
det der straßenpolizeilichen V orschriften — 
nur durch den S traßenerhalter und nur v o r­
übergehend beschränkt w erden, sow eit dies 
w egen des Zustandes der Straße zur V erm ei­
dung oder Behebung von Schäden an der 
Straße oder von G efahren für die Straßen- 
benützer notw endig ist. Solche B eschränkun­
gen sind der für die straßenpolizeilichen 
A ngelegenheiten  zuständigen Behörde und der 
nach diesem  Gesetz zuständigen Behörde 
unverzüglich m itzuteilen. Diese Behörde hat 
die gänzliche oder teilw eise A ufhebung der 
Beschränkungen anzuordnen, w enn sie nicht 
oder nicht m ehr erforderlich sind oder die 
Schäden oder G efahren auf andere W eise v e r­
m ieden w erden können.

(3) W enn strittig  ist, ob und in welchem 
Umfang eine Straße dem G em eingebrauch ge­
w idm et ist, hat h ierüber die Behörde zu en t­
scheiden. In diesem  V erfahren haben der 
Eigentüm er des S traßengrundes und d er­
jenige, der die Straße b isher erhalten  hat, die 
Rechte einer Partei. In einem  solchen V er­
fahren ist die Gemeinde, durch deren G ebiet 
die Straße führt, anzuhören.

(4) W enn eine öffentliche Straße im Rah­
men des Gem eingebrauches durch Fahrzeuge 
in außergew öhnlichem  M aße abgenützt wird, 
hat der Fahrzeughalter auf V erlangen des
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1. Beilage im Jahre 1969 des XX. Vorarlberger Landtages

Straßenerhalters zu den K osten der S traßen­
erhaltung  angem essen beizutragen. Die Höhe 
des zu leistenden Entgeltes hat sich nach dem 
V erhältn is des E rhaltungsaufw andes für die 
außergew öhnliche A bnützung zu jenem  für die 
gewöhnliche A bnützung der Straße zu richten. 
Der S traßenerhalter hat einen solchen A n­
spruch spätestens bis zum A blauf eines Jahres 
nach Beendigung der außergew öhnlichen A b­
nützung geltend zu machen. Im Streitfälle 
steh t der ordentliche Rechtsweg offen.

(5) Der Abs. 4 gilt nicht für Einsätze des 
B undesheeres nach § 2 Abs. 1 des W ehr­
gesetzes.

§ 3
Sondergebrauch

(1) Jede  über den Gem eingebrauch h inaus­
gehende Benützung einer öffentlichen Straße 
sowie des darüber befindlichen, für die Sicher­
heit des V erkehrs in Betracht kom m enden 
Luftraum es (Sondergebrauch) bedarf — unbe­
schadet der nach anderen, insbesondere bau- 
oder straßenpolizeilichen V orschriften erfor­
derlichen behördlichen Bewilligung — der 
Zustim m ung des S traßenerhalters.

(2) Die Zustim m ung gemäß Abs. 1 darf nur 
auf eine bestim m te Zeit oder gegen jed e r­
zeitigen W iderruf erte ilt w erden. Sie ist an 
Bedingungen zu knüpfen, w enn dies zur V er­
m eidung von Schäden an der Straße oder von 
G efahren für die S traßenbenützung oder 
w egen künftiger B auvorhaben an  der Straße 
erforderlich ist.

(3) Der S traßenerhalter ha t A nspruch auf 
Ersatz aller Kosten, die ihm durch den Sonder­
gebrauch zusätzlich entstehen, sowie auf ein 
angem essenes Entgelt. Für den K ostenersatz 
sind dem S traßenerhalter auf sein V erlangen 
angem essene V orschüsse oder Sicherheiten zu 
leisten. Im Streitfälle steh t der ordentliche 
Rechtsweg offen.

(4) Bund, Länder und G em einden (Ge­
m eindeverbände) un terliegen  den Bestimmun­
gen der Abs. 1 bis 3 nicht, w enn sie in V oll­
ziehung der G esetze tä tig  w erden.

§ 4
Rechte und Pflichten des Straßenerhalters

(1) Der S traßenerhalter ha t in V erfahren 
auf Grund dieses G esetzes m it A usnahm e von 
V erw altungsstrafverfahren  die Rechte einer 
Partei.

(2) L andesstraßen und G em eindestraßen 
m üssen im Eigentum  des S traßenerhalters ste ­

hen. Dies gilt nicht für G ehsteige und Tunnels 
im Zuge solcher Straßen.

(3) Der S traßenerhalter ist verpflichtet, die 
Eintragung der im § 1 Abs. 6 vorgeschriebe­
nen Bezeichnung zu beantragen . Falls eine 
Straße infolge A uflassung oder V erlegung 
nicht m ehr die Eigenschaft als öffentliche 
Straße besitzt, hat der E igentüm er die im § 1 
Abs. 7 vorgeschriebene Löschung zu bean tra ­
gen.

(4) Falls eine öffentliche Straße, die für den 
K raftfahrzeugverkehr benützt w erden  darf, 
infolge ihres Zustandes nicht m ehr ohne Ge­
fahr benützbar ist, hat der S traßenerhalter 
unverzüglich die ihm zum utbaren V orkehrun­
gen zur Beseitigung der G efahr zu treffen, 
insbesondere für den S traßenbenützer nicht 
ohne w eiteres erkennbare Schadensstellen zu 
kennzeichnen und erforderlichenfalls abzu­
sperren.

(5) Die mit dem Bau und der Erhaltung 
öffentlicher Straßen einschließlich der S traßen­
reinigung, Schneeräum ung sowie Schneeglätte- 
und G latteisbekäm pfung verbundenen  Kosten 
hat der S traßenerhalter zu tragen, sow eit in 
diesem  Gesetz nichts anderes bestim m t ist.

2. ABSCHNITT 
Landesstraßen

§ 5
Begriff, Erklärung und Auflassung, 

Straßenerhalter

(1) Landesstraßen sind die von der Landes­
regierung durch V erordnung als solche e rk lä r­
ten  Straßen. Durch V erordnung können auch 
S traßenzüge zu Landesstraßen e rk lärt w erden, 
deren Bau beabsichtigt, aber noch nicht durch­
geführt ist.

(2) Die Landesregierung ha t die für den 
überörtlichen V erkehr notw endigen Straßen 
als Landesstraßen zu erklären . N otw endig 
sind d iejenigen Straßen, welche die einzige, 
auch für Lastkraftw agen benützbare unm itte l­
bare  S traßenverbindung von  einer Gem einde 
in eine N achbargem einde oder über die Lan­
desgrenze darstellen. Eine N otw endigkeit liegt 
nicht vor, w enn von anderer Seite für eine 
solche V erkehrsv erbindung V orsorge getrof­
fen wird. Ein Rechtsanspruch auf Erklärung 
einer S traße als Landesstraße besteh t nicht.

(3) Die L andesregierung kann  darüber h in ­
aus durch V erordnung Straßen, die überw ie­
gend für den V erkehr zwischen zwei oder
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1. Beilage im Jahre 1969 des XX. Vorarlberger Landtages

m ehreren G em einden wichtig sind, als Landes­
straßen erklären.

(4) In der V erordnung ist die Straße m it 
einem  N am en und einer fortlaufenden N um ­
m er zu bezeichnen sowie ihr V erlauf kurz zu 
beschreiben und ihre ungefähre Länge in Kilo­
m etern anzugeben.

(5) Landesstraßen sind von  der Landes­
regierung durch V erordnung aufzulassen, so­
w eit die V oraussetzungen, die zur Erklärung 
als Landesstraße geführt haben, w eggefallen 
sind.

(6) S traßenerhalter der L andesstraßen ist 
das Land als T räger von Privatrechten.

(7) V or Erlassung einer V erordnung über 
die E rklärung oder A uflassung einer Straße 
als Landesstraße sind die Gemeinden, durch 
deren G ebiet die Straße führt, zu hören.

§ 6
Kostenbeiträge

(1) Die G em einde hat den für den Bau (§ 28 
Abs. 3) von Landesstraßen in ihrem  G ebiet 
notw endigen Grund auf ihre K osten für das 
Land zu erw erben. Dies gilt nicht für die A b­
löse von B auw erken und G rundlasten. W enn 
die G em einde den G rund nicht oder nur zu 
einem  unangem essen hohen Preis erw erben 
kann  und deshalb das Land gezw ungen ist, 
den G rund im W ege der Enteignung zu e rw er­
ben, hat die G em einde dem Land die G rund­
erw erbskosten  zu ersetzen. In einem  Ent­
eignungsverfahren  kann  ein V ertrag  über die 
Höhe der Entschädigung nur m it Zustim m ung 
der Gemeinde abgeschlossen w erden. Die Lan­
desregierung kann einer Gem einde ausnahm s­
w eise die Verpflichtung zum Erwerb des G run­
des für das Land oder zum Ersatz der G rund­
erw erbskosten  nach Billigkeit, insbesondere 
un ter Berücksichtigung der F inanzkraft der 
Gemeinde, ganz oder teilw eise erlassen.

(2) Die Gem einde ist erm ächtigt, durch 
Beschluß der G em eindevertretung einen Bei­
trag  von den Eigentüm ern jen er G rundstücke 
zu erheben, die durch eine Landesstraße un ­
m itte lbar oder m ittelbar erschlossen w erden 
und durch den Bau der Straße (§ 28 Abs. 3) 
einen dauernden V orteil erlangen. In einer 
solchen V erordnung ist das G ebiet der bei­
tragspflichtigen Grundstücke genau zu um ­
grenzen und der K ostenanteil, den die G rund­
eigentüm er insgesam t zu le isten  haben, im 
V erhältn is zum Vorteil, den die erschlossenen 
G rundstücke erlangen, so festzusetzen, daß die 
Summe der B eiträge 30 v. H. der von der G e­

m einde gemäß Abs. 1 aufgew endeten  G rund­
erw erbskosten  nicht übersteigt. G rundstücks­
flächen, die vom  S traßenrand m ehr als 50 m 
entfernt sind, dürfen in das beitragspflichtige 
G ebiet nicht einbezogen w erden. Erforder­
lichenfalls sind die einbezogenen Grundstücke 
je nach dem geringeren oder größeren V orteil, 
der ihnen nach M aßgabe der örtlichen V er­
hältn isse aus dem Bau der Straße erwächst, 
in verschiedene K lassen einzuteilen.

(3) Falls der nach Abs. 2 Beitragspflichtige 
durch den Bau der Straße einen w irtschaft­
lichen Nachteil erleidet oder zum Bau der 
Straße kostenlos oder zu einem  unter dem 
V erkehrsw ert liegenden Preis Grund abge­
tre ten  hat, ist dies bei der Bemessung des Bei­
trages zu berücksichtigen. Als solche Nachteile 
gelten nicht Lärm- und G eruchsbelästigungen, 
die durch den S traßenverkehr verursacht w er­
den. Beitragspflichtig ist derjenige, der im 
Z eitpunkt der Zustellung des Beitragsbeschei­
des Eigentüm er des Grundstückes ist. Der Zeit­
punkt der Fälligkeit ist in diesem  Bescheid so 
festzusetzen, daß er frühestens einen M onat 
nach Freigabe der Straße für den V erkehr ein- 
tritt.

(4) Für landwirtschaftliche Grundstücke 
außerhalb des verbauten  G ebietes (Abs. 5) 
dürfen B eiträge nach Abs. 2 nicht vorgeschrie­
ben w erden, solange und sow eit diese G rund­
stücke landw irtschaftlich genutzt w erden. Nach 
Beendigung dieser N utzung ist eine V or­
schreibung des Beitrages unbeschadet von 
V erjährungsbestim m ungen in abgabenverfah­
rensrechtlichen V orschriften zulässig. Die auf 
solche landw irtschaftlichen Grundstücke en t­
fallenden B eiträge dürfen nicht auf andere 
G rundstücke verum lagt werden.

(5) Als verbautes G ebiet gilt ein Gebiet, 
das in einem  Flächenwidm ungsplan als solches 
bezeichnet ist, oder m angels eines Flächen­
w idm ungsplanes auf einer Seite oder auf be i­
den Seiten der Straße zusam m enhängend in 
geschlossener oder offener Bauweise verbau t 
ist. Der Zusam m enhang gilt bei einem  A b­
stand von höchstens 50 m zwischen zwei Ge­
bäuden noch nicht als unterbrochen.

(6) Die G em einde hat dem Land die M ehr­
kosten, welche durch die besondere B auaus­
führung einer durch verbau tes G ebiet führen­
den Landesstraße en tstehen  (Fahrbahnbreite, 
Fahrbahnbelag, Entw ässerung, Radwege, G eh­
steige u. dgl.), sow eit zu ersetzen, als die 
Gem einde eine solche B auausführung bean­
trag t hat. Ob und in welcher H öhe M ehrkosten  
zu ersetzen sind, hat im Streitfälle eine Kom­
m ission (§ 51 Abs. 2 und 3) zu entscheiden.
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1. Beilage im Jahre 1969 des XX. Vorarlberger Landtages

(7) Soweit dem Land durch die E rhaltung 
einschließlich der Straßenreinigung, Schnee­
räum ung sowie Schneeglätte- und G latteis­
bekäm pfung der durch verbau tes G ebiet füh­
renden Strecken einer Landesstraße M ehr­
kosten  entstehen, die bei Führung der Straße 
außerhalb des v erbau ten  G ebietes nicht v e r­
ursacht w ürden, ha t die G em einde dem Land 
diese M ehrkosten  zu ersetzen. Ob und in 
welcher H öhe M ehrkosten  zu ersetzen sind, 
hat im Streitfälle eine Kommission (§ 51 Abs. 
2 und 3) zu entscheiden.

(8) Die Straßenbeleuchtung ist auf den 
durch verbau tes G ebiet (Abs. 5) führenden 
Strecken einer Landesstraße von der Ge­
m einde auf ihre K osten anzubringen und  zu 
erhalten.

§ 7
Be nützungsentgelt

(1) Das Land als T räger von Privatrechten 
ist berechtigt, für die Benützung von Landes­
straßen mit K raftfahrzeugen ein  Entgelt ein­
zuheben, sofern solche S traßen größere H öhen­
unterschiede überw inden oder N aturschönhei- 
ten  zugänglich machen.

(2) Für Fahrzeuge des Sicherheitsdienstes 
und der Feuerw ehr, für Behörden-, H eeres­
und R ettungsfahrzeuge sowie für Fahrzeuge, 
die ausschließlich der Bewirtschaftung von 
landw irtschaftlichen Grundstücken dienen, die 
über eine solche Straße erreichbar sind, darf 
kein  B enützungsentgelt verlangt w erden.

(3) Die Höhe des B enützungsentgeltes ist 
un ter Bedachtnahm e auf die Größe der Fahr­
zeuge so festzusetzen, daß die Summe der 
B enützungsentgelte innerhalb  eines bestim m ­
ten  Zeitraum es die zur Deckung des Erhal­
tungsaufw andes der S traße einschließlich der 
Tilgung eines allfälligen B auaufw andes erfor­
derlichen K osten innerhalb  dieses Zeitraum es 
nicht übersteigt. Das B enützungsentgelt ist 
unm ittelbar vo r der Benützung fällig, sofern 
nichts anderes vere in b art ist.

(4) Bei S treitigkeiten  zwischen dem  Land 
und einem  S traßenbenützer steh t der orden t­
liche Rechtsweg offen.

§ 8
Übertragung von Straßengrundstücken

(1) G rundstücke einer aufgelassenen oder 
verleg ten  Landesstraße, die vom  Land nicht 
m ehr benötig t w erden, sind der Gemeinde, in 
deren  G ebiet sie liegen, kostenlos durch Be­
scheid der L andesregierung zu ih rer freien

V erfügung in ihr Eigentum  zu übertragen. 
Solche E igentum sübertragungen und G rund­
stücksteilungen un terliegen  den Bestim m un­
gen des W ohnsiedlungsgesetzes, G rundver­
kehrsgesetzes und G rundteilungsgesetzes nicht. 
Soweit solche S traßengrundstücke von der 
G em einde als G em eindestraße erk lärt w er­
den, sind sie auf V erlangen der Gem einde in 
einem  ordentlichen Zustand zu übergeben.

(2) Die erforderlichen Ä nderungen im 
Grundbuch sind auf A ntrag der Landesregie­
rung durchzuführen.

3. ABSCHNITT 
Gemeindestraßen

§ 9
Begriff, Erklärung und Auflassung, 

Straßenerhalter

(1) G em eindestraßen sind die von der 
G em eindevertretung durch V erordnung als 
solche erk lä rten  Straßen. Durch V erordnung 
können auch Straßenzüge zu G em eindestraßen 
e rk lä rt w erden, deren Bau beabsichtigt, aber 
noch nicht durchgeführt ist.

(2) Die G em eindevertretung hat nach M aß­
gabe der finanziellen M ittel die vorw iegend 
für den V erkehr innerhalb  des G em einde­
gebietes notw endigen Straßen als G em einde­
straßen  zu erklären. N otw endig sind d ie jen i­
gen Straßen, durch die ganzjährig  bew ohnte 
Siedlungen mit m indestens 100 Einw ohnern 
erschlossen w erden. Eine N otw endigkeit liegt 
nicht vor, w enn von anderer Seite für eine 
solche V erkehrsverb indung V orsorge getrof­
fen wird. Ein Rechtsanspruch auf Erklärung 
einer Straße als G em eindestraße b esteh t nicht.

(3) Die G em eindevertretung kann  darüber 
hinaus durch V erordnung Straßen, die vorw ie­
gend für den V erkehr innerhalb  der Gem einde 
wichtig sind, als G em eindestraßen erklären.

(4) Landesstraßen dürfen von der Ge­
m eindevertretung  nicht als G em eindestraßen 
erk lärt w erden.

(5) In der V erordnung ist der V erlauf der 
Straße kurz zu beschreiben und deren unge­
fähre Länge in K ilom etern anzugeben.

(6) G em eindestraßen sind von der Ge­
m eindevertretung  durch V erordnung aufzulas­
sen, w enn die V oraussetzungen, die zur Er­
k lärung  als G em eindestraße geführt haben, 
w eggefallen  sind.

(7) S traßenerhalter der G em eindestraßen 
ist die G em einde als T räger von Privatrechten.
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§ 10
Gehsteige

(1) Die G em einde hat im verb au ten  Gebiet 
(§ 6 Abs. 5) an L andesstraßen und G em einde­
straßen nach M aßgabe der finanziellen M ittel 
G ehsteige zu errichten, sow eit es die V er­
hältn isse erfordern. Die Errichtung von G eh­
steigen durch die G em einde bedarf eines Be­
schlusses der G em eindevertretung. Ein eigener 
Beschluß der G em eindevertretung ist nicht 
erforderlich für G ehsteige, die bereits in 
einem  V erbauungsplan  (Teilregulierung) v o r­
gesehen sind.

(2) Die Gem einde ist ermächtigt, durch Be­
schluß der G em eindevertretung zu bestim m en, 
daß
a) den G rundeigentüm ern, von denen sie für 

den G ehsteig Grund erw orben hat, der 
Ersatz der für den Erwerb des einzelnen 
Grundes jew eils aufgew endeten  Kosten bis 
zu 50 v. H. und

b) von den E igentüm ern der an den Gehsteig 
angrenzenden G rundstücke der Ersatz der 
von der Gem einde aufgew endeten Bau­
kosten bis zu 50 v. H.

durch Bescheid vorgeschrieben wird.

(3) W enn nur auf einer Seite der Straße 
ein G ehsteig errichtet wird, kann in einer 
V erordnung nach Abs. 2 bestim m t werden, 
daß die gem äß Abs. 2 Iit. b von der Gemeinde 
aufgew endeten  Baukosten bis zu einem  Sech­
stel von den E igentüm ern der Grundstücke, 
welche an die dem G ehsteig gegenüberlie­
gende S traßenseite angrenzen, und bis zu 
zwei Sechsteln von den E igentüm ern der an 
den G ehsteig angrenzenden Grundstücke zu 
tragen sind.

(4) Der Ersatz von B aukosten nach den Abs. 
2 lit. b oder 3 entfällt für einen G rundeigen­
tüm er dann, w enn dieser den für den G ehsteig 
erforderlichen Grund kostenlos abgetre ten  hat.

(5) Der K ostenersatz w ird fällig in fünf 
Jahresra ten , beginnend am 1. Jän n er des der 
Fertigstellung des G ehsteiges folgenden Ja h ­
res.

(6) Der K ostenersatz nach Abs. 2 lit. b bzw. 
Abs. 3 ergibt sich aus den Kosten für die Er­
richtung des G ehsteiges je  laufenden M eter, 
vervielfacht mit der an den G ehsteig bzw. die 
Straße angrenzenden G rundstückslänge. W enn 
bei Eckgrundstücken der G ehsteig auf beiden 
Seiten hergeste llt w ird, ist die längere G rund­
stückseite voll und die kürzere  G rundstück­
seite zur Hälfte anzurechnen.

(7) M angels anderer gesetzlicher oder v e r­
traglicher V erpflichtungen sind die G ehsteige 
von der Gem einde zu erhalten.

§ 11
Kostenbeiträge

Für die B eitragsleistung der Eigentüm er 
von G rundstücken, die durch eine G em einde­
straße erschlossen w erden, gilt der § 6 Abs. 2 
bis 4 sinngem äß mit der M aßgabe, daß die 
Summe der B eiträge 30 v. H. der von der 
Gem einde aufgew endeten  Baukosten e in­
schließlich der G runderw erbskosten  nicht über­
steigen darf. Die V orschriften des § 10 w erden  
dadurch nicht berührt.

§ 12
Benützungsentgelt

Die Gem einde als T räger von Privatrech­
ten ist berechtigt, für die Benützung von Ge­
m eindestraßen m it K raftfahrzeugen ein Entgelt 
einzuheben, sofern solche S traßen größere 
H öhenunterschiede überw inden oder N atu r­
schönheiten zugänglich machen. Die V orschrif­
ten des § 7 Abs. 2 bis 4 gelten sinngem äß.

4. ABSCHNITT 
Genossenschaftsstraßen

§ 13
Begriff, Erklärung und Auflassung,

Straßenerhalter

(1) G enossenschaftsstraßen sind die von 
einer S traßengenossenschaft (§ 15) als solche 
e rk lärten  Straßen.

(2) Eine E rklärung gemäß Abs. 1 bedarf 
eines mit einer M ehrheit von zwei D ritteln 
aller Stimmen gefaßten Beschlusses der M it­
g lieder der Genossenschaft. Eine solche E rklä­
rung ist der Behörde binnen zwei W ochen m it­
zuteilen.

(3) Die Behörde hat die G enossenschafts­
straßen in ein besonderes V erzeichnis aufzu­
nehmen. H iebei ist der V erlauf der Straße 
kurz zu beschreiben und deren ungefähre 
Länge in K ilom etern anzugeben. D ieses V er­
zeichnis steh t jederm ann zur Einsicht offen.

(4) G enossenschaftsstraßen dürfen nur mit 
Bewilligung der Behörde aufgelassen w erden. 
Für einen Beschluß zur A uflassung gilt der 
Abs. 2 sinngem äß. Die Bew illigung ist zu e r­
teilen, w enn durch die A uflassung der Straße 
bedeutende öffentliche V erkehrsin teressen  
nicht beein trächtig t werden.
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(5) S traßenerhalter einer G enossenschafts­
straße ist die S traßengenossenschaft.

§ 14
Benützungsentgelt

(1) Die Straßengenossenschaft ist berech­
tigt, von N ichtm itgliedern für die Benützung 
von G enossenschaftsstraßen mit Fahrzeugen 
ein Entgelt einzuheben.

(2) Für Fahrzeuge des S icherheitsdienstes 
und der Feuerw ehr sowie für Behörden-, H ee­
res- und R ettungsfahrzeuge darf kein Benüt­
zungsentgelt verlang t w erden. Bei der Be­
stim m ung der H öhe des B enützungsentgeltes 
ist auch festzulegen, ob und inw iew eit A nge­
hörige der G enossenschaftsm itglieder oder 
sonstige Personen von der Leistung eines Be­
nützungsentgeltes befreit sind.

(3) Die H öhe des B enützungsentgeltes ist 
un ter Bedachtnahm e auf die Größe der F ah r­
zeuge festzusetzen und bedarf der G enehm i­
gung der Behörde. Die G enehm igung ist zu 
erteilen, w enn die Summe der Benützungs­
entgelte  innerhalb  eines bestim m ten Z eit­
raum es die zur Deckung des E rhaltungsauf­
w andes einschließlich der Tilgung eines all­
fälligen Bauaufw andes erforderlichen Kosten 
innerhalb dieses Zeitraum es nicht übersteig t. 
Von diesen Kosten ist jedoch ein der Benüt­
zung der Straße durch die M itglieder und die 
von der Leistung eines B enützungsentgeltes 
befreiten  Personen entsprechender Betrag ab­
zuziehen. Das B enützungsentgelt ist unm itte l­
bar vor der Benützung fällig, sofern nichts 
anderes vere inbart ist.

(4) Bei S treitigkeiten  zwischen der G enos­
senschaft und einem  Straßenbenützer steht 
der ordentliche Rechtsweg offen.

§ 15
Bildung von Straßengenossenschaften

(1) Zum Bau oder zur Erhaltung einer 
öffentlichen Straße kann auf Grund eines V er­
trages durch m indestens zwei Personen oder 
auf Grund einer V erfügung der Behörde 
(Abs. 3) eine Straßengenossenschaft — im 
folgenden kurz G enossenschaft genannt — 
gebildet w erden. Ein solcher V ertrag  bedarf 
zu seiner Rechtsw irksam keit der A nerken­
nung durch die Behörde. Die A nerkennung ist 
auszusprechen, w enn durch die Bildung einer 
Genossenschaft der Bau oder die E rhaltung 
einer öffentlichen Straße erm öglicht oder zu­
m indest e rle ich tert wird. Durch die V erfügung 
der Behörde oder im Falle der Bildung auf 
G rund eines V ertrages durch die A nerken­
nung der Behörde erlang t die G enossenschaft

Rechtspersönlichkeit. Die Behörde hat die Bil­
dung einer G enossenschaft im A m tsblatt für 
das Land V orarlberg  kundzum achen.

(2) Jede  G enossenschaft muß Satzungen 
haben, die von den M itgliedern  zugleich mit 
dem V ertrag  und im Falle des Abs. 3 vor 
Einbringung des A ntrages zu beschließen sind. 
Gleichzeitig mit der V erfügung nach Abs. 3 
oder im Falle der Bildung auf Grund eines 
V ertrages gleichzeitig mit der A nerkennung 
hat die Behörde die Satzungen zu genehm igen. 
Die G enehm igung ist zu erteilen, w enn die 
Satzungen den gesetzlichen V orschriften en t­
sprechen. Eine solche G enehm igung ist auch 
für Satzungsänderungen erforderlich. Die Sat­
zungen haben insbesondere Bestim m ungen zu 
en thalten  über
a) den Namen, Sitz und Zweck der G enossen­

schaft,
b) die Rechte und Pflichten der M itglieder, 

insbesondere die Zahl der Stimmen, die 
einem  M itglied zustehen,

c) die zum G enossenschaftsgebiet gehörenden 
G rundstücke und den Schlüssel der A uf­
teilung der K osten für den Bau und die 
E rhaltung der Straße auf die Eigentüm er 
der G rundstücke und sonstigen M itglieder,

d) die Zusam m ensetzung, W ahl, Beschlußfas­
sung, Funktionsdauer und den A ufgaben­
bereich der G enossenschaftsorgane,

e) die V ertretung  der G enossenschaft nach 
außen und die Fertigung von Urkunden, 
durch die rechtliche V erpflichtungen der 
Genossenschaft begründet w erden,

f) den Jahresvoranschlag  und die Rechnungs­
prüfung,

g) die A uflösung der Genossenschaft, die 
Regelung ihrer V erbindlichkeiten und die 
Liquidierung ihres Verm ögens.

(3) Die M ehrheit der G rundeigentüm er 
eines bestim m ten Gebietes, das durch eine 
G enossenschaftsstraße erschlossen wird, kann 
bei der Behörde beantragen, daß die M inder­
heit der G rundeigentüm er verhalten  wird, 
einer zum Bau oder zur Erhaltung einer Straße 
zu bildenden Genossenschaft beizutreten . Die 
Behörde hat auf Grund eines solchen A ntrages 
durch Bescheid die Bildung einer G enossen­
schaft zu verfügen, w enn die V oraussetzungen 
des Abs. 1 vorliegen und die zu bauende oder 
zu erhaltende Straße offensichtlich auch der 
M inderheit zum V orteil gereichen w ürde. Vor 
Erlassung eines solchen Bescheides hat die 
Behörde insbesondere auch zu prüfen, ob jene 
Personen, welche den A ntrag  gestellt oder 
diesem  zugestim m t haben, die M ehrheit b il­
den, w obei die M ehrheit d ieser Personen nach
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dem Einheitsw ert ihrer zum G enossenschafts­
gebiet gehörenden Grundstücke zu berechnen 
ist.

§ 16
Änderungen in Straßengenossenschaften

(1) W er ein zum G enossenschaftsgebiet 
gehörendes G rundstück erw irbt, w ird M itglied 
der Genossenschaft und ist zu allen aus der 
M itgliedschaft entspringenden Leistungen v e r­
pflichtet. Diese V erpflichtung ist eine G rund­
last, die erst mit dem ordnungsm äßigen A us­
scheiden des belasteten  Grundstückes aus dem 
G enossenschaftsgebiet oder mit der A uflösung 
der Genossenschaft erlischt.

(2) Eine nachträgliche Einbeziehung von 
Grundstücken in das G enossenschaftsgebiet 
kann erfolgen:
a) durch V ertrag  zwischen der Genossenschaft 

und dem Eigentüm er des einzubeziehenden 
G rundstückes und die A nerkennung dieses 
V ertrages durch die Behörde, w obei sich 
der V ertrag  auch auf den K ostenanteils­
betrag  und die Zahl der Stimmen des 
neuen M itgliedes beziehen muß;

b) auf A ntrag  der Genossenschaft durch V er­
fügung der Behörde, w enn die V orausse t­
zungen des § 15 Abs. 3 erst nachträglich 
entstanden  sind. Im Streitfälle hat die Be­
hörde auch über den K ostenanteil und die 
Zahl der Stimmen des neuen M itgliedes zu 
entscheiden. Bei d ieser Entscheidung ist 
der N utzen der Straße für das neue M it­
glied und die b isher an der S traße durch 
den Gebrauch, W itterungseinflüsse u. dgl. 
e ingetretene W ertm inderung zu berück­
sichtigen.

(3) Ein nachträgliches A usscheiden von 
Grundstücken aus dem G enossenschaftsgebiet 
kann erfolgen:
a) durch V ertrag  zwischen der Genossenschaft 

und dem Eigentüm er des auszuscheidenden 
G rundstückes und die A nerkennung des 
V ertrages durch die Behörde;

b) auf A ntrag  der G enossenschaft oder eines 
M itgliedes hinsichtlich seines G rundstückes 
durch V erfügung der Behörde, w enn die 
V oraussetzungen des § 15 Abs. 3 nachträg­
lich w eggefallen sind. H iebei hat die Be­
hörde un ter Berücksichtigung des bisher für 
das auszuscheidende G rundstück erfolgten 
Gebrauches der S traße und der an der 
Straße durch den genossenschaftlichen Ge­
brauch, W itterungseinflüsse u. dgl. einge­
tre tenen  W ertm inderung zu bestim m en, ob 
und in w elcher Höhe von der G enossen­

schaft an den Eigentüm er des auszuschei­
denden G rundstückes der von diesem  für 
dieses Grundstück geleistete Betrag an 
B aukosten zurückzuzahlen ist. Nach Ablauf 
von sechs Jah ren  seit der Zahlung dieses 
Betrages ist ein Rückersatz nicht m ehr zu 
leisten.

§ 17
Verwaltung von Straßengenossenschaften

(1) Zur Leitung und Besorgung der G enos­
senschaftsangelegenheiten haben  die M itglie­
der aus ih rer M itte durch einfache M ehrheit 
der abgegebenen Stimmen einen Ausschuß zu 
wählen. Der Ausschuß hat aus seiner M itte 
einen Obm ann (Stellvertreter) zu w ählen. 
Besteht die Genossenschaft aus w eniger als 
20 M itgliedern, so kann anstelle des A us­
schusses ein Geschäftsführer, der die A ufgaben 
des Ausschusses und des Obm annes in sich 
vereinigt, mit einem  S te llvertre ter gew ählt 
w erden. Die N am en und W ohnanschriften des 
Obm annes oder Geschäftsführers und ihrer 
S te llvertre ter sowie allenfalls sonst v e r tre ­
tungsbefugter A usschußm itglieder sind der 
Behörde innert einer W oche nach der W ahl 
bekanntzugeben.

(2) Die Genossenschaft hat für jedes Ge­
schäftsjahr im voraus einen Voranschlag als 
G rundlage für die V erw altung aller E innah­
men und A usgaben aufzustellen. Soweit die 
Kosten, die der Genossenschaft aus der Erfül­
lung ihrer A ufgaben erwachsen, nicht ander­
w eitig gedeckt w erden können, sind sie nach 
dem durch die Satzungen oder durch beson­
dere V ereinbarungen  festgesetzten  M aßstab 
auf die M itglieder um zulegen, wobei auch zu 
bestim m en ist, w iew eit die Beiträge in Geld-, 
Dienst- oder Sachleistungen zu bestehen  h a ­
ben. Die Genossenschaft kann rückständige 
Leistungen im V erw altungsw ege einbringen.

(3) Die Behörde ha t ein Verzeichnis der 
in ihrem  Bereich bestehenden  G enossenschaf­
ten zu führen. Dieses Verzeichnis steh t jed e r­
m ann zur Einsicht offen. Die Behörde hat auf 
A ntrag  zu bescheinigen, daß die G enossen­
schaft besteh t und w er für diese v e rtre tu n g s­
befugt ist.

(4) ü b e r  S treitigkeiten, die zwischen einer 
Genossenschaft und ihren M itgliedern oder 
den M itgliedern einer G enossenschaft u n te r­
einander aus dem G enossenschaftsverhältnis 
entstehen, hat die Behörde zu entscheiden. 
H ievon ausgenom m en sind jedoch S treitigkei­
ten über Schadenersatzansprüche.

(5) Für V erbindlichkeiten der G enossen­
schaft haften  deren M itglieder im V erhältn is 
ihres A nteiles gemäß § 15 Abs. 2 lit. c.
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§ 18
Aufsicht über Straßengenossenschaften

(1) Die G enossenschaft un tersteh t der A uf­
sicht der Behörde und ist verpflichtet, der 
Behörde auf V erlangen  A uskünfte zu erteilen  
und Ü berprüfungen an O rt und Stelle v o r­
nehm en zu lassen. Die Behörde hat das Recht, 
zu den Sitzungen der Genossenschaft einen 
V ertre te r mit bera tender Stimme zu en tsen­
den.

(2) Die Behörde hat unbeschadet der ihr 
nach § 34 Abs. 1 zustehenden Befugnisse eine 
Genossenschaft, die den Verpflichtungen, die 
ihr auf Grund dieses G esetzes und der Sat­
zungen obliegen, nicht nachkommt, erforder­
lichenfalls durch Bescheid zur Erfüllung dieser 
V erpflichtungen zu verhalten . Die Behörde 
kann jedoch die G enossenschaft von einzelnen 
ihr nach diesem  Gesetz obliegenden Verpflich­
tungen entbinden, sow eit dies im Hinblick 
auf die V erkehrsbedürfn isse an der Straße 
ve rtre tb a r ist.

(3) U nterläßt es die Genossenschaft, für 
die A ufbringung der zur Erfüllung ihrer V er­
bindlichkeiten gegenüber D ritten oder zur 
Erfüllung ihres satzungsm äßigen Zweckes no t­
w endigen M ittel rechtzeitig vorzusorgen, so 
kann den G enossenschaftsm itgliedern die Lei­
stung der erforderlichen B eiträge unter sinn­
gem äßer A nw endung des § 17 Abs. 2 durch 
Bescheid aufgetragen  w erden.

(4) Soweit und solange M aßnahm en nach 
Abs. 1 bis 3 nicht ausreichen, um die satzungs­
m äßige T ätigkeit der Genossenschaft zu ge­
w ährleisten, kann die Behörde durch Bescheid 
einen geeigneten  Sachw alter bestellen  und 
ihn mit einzelnen oder allen Befugnissen des 
A usschusses und O bm annes oder des Ge­
schäftsführers auf Kosten der Genossenschaft 
betrauen.

§ 19
Auflösung von Straßengenossenschaften

(1) Die A uflösung einer Genossenschaft 
kann durch Beschluß der nach den Satzungen 
erforderlichen M ehrheit un te r der V orausse t­
zung erfolgen, daß die V erbindlichkeiten ge­
genüber D ritten sichergestellt sind. Falls nicht 
eine Bewilligung zur A uflassung der Straße 
gemäß § 13 Abs. 4 vorliegt, darf die G enossen­
schaft nur aufgelöst w erden, w enn die w ei­
tere Erhaltung der S traße sichergestellt ist. 
Die A uflösung der G enossenschaft bedarf der 
G enehm igung der Behörde. Die G enehm igung 
ist zu erteilen, w enn die gesetzlichen V oraus­
setzungen für d ie  A uflösung der G enossen­
schaft gegeben sind.

(2) Die Behörde ha t die A uflösung einer 
Genossenschaft im A m tsblatt für das Land 
V orarlberg  kundzumachen.

5. ABSCHNITT 
öffentliche Privatstraßen

§ 20 
Begriff

(1) Alle dem G em eingebrauch gew idm e­
ten Straßen, die nicht Bundes-, Landes-, 
Gem einde- oder G enossenschaftsstraßen sind, 
sind öffentliche Privatstraßen. Für diese S tra­
ßen ist es ohne Bedeutung, ob sie vom  Eigen­
tüm er ausdrücklich als solche e rk lä rt oder 
stillschw eigend dem  G em eingebrauch gew id­
m et sind. Eine stillschw eigende W idm ung liegt 
vor, w enn der E igentüm er der S traße den 
G em eingebrauch auf d ieser Straße durch m in­
destens 20 Jah re  geduldet hat, ohne daß er 
durch A bsperrungen, Aufschriften oder ähn­
liche V orkehrungen unm ißverständlich zu 
erkennen  gegeben hat, daß er den Gem ein­
gebrauch nicht oder nur vorübergehend  duldet. 
Durch eine bloße Ä nderung des V erlaufes der 
Straße w ird die E rklärung oder stillschw ei­
gende W idm ung nicht ausgeschlossen.

(2) Auf die im Abs. 1 genannten  Straßen, 
die nach ihrer A rt nur für den Fußgänger­
verkeh r sowie zum Reiten oder V iehtrieb  be­
nützbar sind, finden die Bestim m ungen des
7. und 8. A bschnittes keine A nw endung.

§ 21
Straßenerhalter, Auflassung

(1) S traßenerhalter der öffentlichen P riva t­
straßen ist der Eigentüm er des S traßengrun­
des. Dadurch w erden gesetzliche oder v e rtrag ­
liche V erpflichtungen anderer zur S traßen­
erhaltung  nicht berührt.

(2) Die Behörde hat einen S traßenerhalter 
auf seinen A ntrag  von den ihm nach diesem 
G esetz obliegenden V erpflichtungen ganz 
oder teilw eise zu entbinden, sow eit ihn die 
Erfüllung dieser V erpflichtungen finanziell 
nicht zum utbar belastet oder w enn die Straße 
fast nur den V erkehrsbedürfn issen  anderer 
dient.

(3) öffentliche P rivatstraßen  dürfen nur 
mit Bew illigung der Behörde aufgelassen w er­
den. Die Bewilligung ist zu erteilen , w enn 
durch die A uflassung der Straße bedeutende 
öffentliche V erkeh rsin teressen  nicht beein ­
trächtigt w erden.
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§ 22
Benützungsentgelt

(1) Der S traßenerhalter ist berechtigt, für 
die Benützung von öffentlichen P rivatstraßen  
mit. Fahrzeugen ein Entgelt einzuheben, so­
w eit nicht p rivate  Rechte entgegenstehen.

(2) Für Fahrzeuge des S icherheitsdienstes 
und der F euerw ehr sowie für Behörden-, H ee­
res- und R ettungsfahrzeuge darf kein  B enüt­
zungsentgelt verlang t w erden.

(3) Die H öhe des B enützungsentgeltes ist 
un ter Bedachtnahme auf die Größe der F ahr­
zeuge festzusetzen und bedarf der G enehm i­
gung der Behörde. Die Genehm igung ist zu 
erteilen, w enn die Summe der B enützungs­
entgelte  innerhalb  eines bestim m ten Z eit­
raum es die zur Deckung des E rhaltungsauf­
w andes einschließlich der Tilgung eines a ll­
fälligen Bauaufw andes erforderlichen Kosten 
innerhalb dieses Zeitraum es nicht übersteigt. 
Von diesen K osten ist jedoch ein der Benüt­
zung der Straße durch den S traßenerhalter 
entsprechender Betrag abzuziehen. Das Be­
nützungsentgelt ist unm itte lbar vor der Benüt­
zung fällig, sofern nichts anderes vere inbart 
ist.

(4) Bei S treitigkeiten  zwischen S traßen­
erhalter und S traßenbenützer steh t der ordent­
liche Rechtsweg offen.

§ 23
W anderwege

(1) Die E igentüm er von öffentlichen P rivat­
straßen, die nach ih rer A rt nur für den V er­
kehr von Fußgängern oder T ieren benützbar 
sind und vorw iegend dem W andern  dienen 
(W anderw ege), haben  zu dulden, daß G em ein­
den oder in V orarlberg  bestehende O rganisa­
tionen, deren satzungsgem äßer Zweck auch 
die Förderung des W anderns ist, diese W ege 
im bisherigen Umfang erhalten  und an solchen 
W egen W egw eiser und M arkierungszeichen 
anbringen.

(2) W enn es die übliche land- oder forst­
w irtschaftliche N utzung erfordert, darf der 
G em eingebrauch von W anderw egen  vom 
S traßenerhalter vorübergehend  ganz oder te il­
w eise beschränkt w erden.

6. ABSCHNITT 
W egefreiheit

§ 24
W egefreiheit im unproduktiven Gebiet
(1) U nproduktive Grundstücke, ausgenom ­

men Bauwerke, dürfen von Fußgängern auch

ohne E inverständnis des G rundeigentüm ers 
jederzeit b e tre ten  und zum Schifahren oder 
Rodeln benützt w erden, sow eit sie nicht ein­
gefriedet oder nicht durch Aufschriften oder 
ähnliche V orkehrungen als abgesperrt bezeich­
net sind. Eine solche Einfriedung oder A b­
sperrung ist nur zulässig, sow eit sie w irtschaft­
lich notw endig ist.

(2) Die Eigentüm er von im Abs. 1 genann­
ten G rundstücken haben  zu dulden, daß 
G em einden oder in V orarlberg  bestehende 
O rganisationen, deren satzungsgem äßer Zweck 
auch die Förderung des W anderns ist, auf 
solchen G rundstücken W egw eiser und M ar­
kierungszeichen anbringen.

§ 25
W egefreiheit

im land- und forstwirtschaftlichen Gebiet

(1) Land- oder forstw irtschaftliche G rund­
stücke außerhalb des verbau ten  G ebietes (§ 6 
Abs. 5), ausgenom m en Bauwerke, Äcker und 
W iesen, dürfen von Fußgängern auch ohne 
E inverständnis des G rundeigentüm ers b e tre ­
ten und zum Schifahren oder Rodeln benützt 
w erden, sow eit sie nicht eingefriedet oder 
nicht durch Aufschriften oder ähnliche V orkeh­
rungen als abgesperrt bezeichnet sind. W äh­
rend der Zeit einer Schneedecke dürfen Äcker 
und W iesen  jedoch un ter den vorgenannten  
V oraussetzungen zum Schifahren oder Rodeln 
benützt w erden. Eine A bsperrung ist nur zu­
lässig, sow eit sie aus land- oder fo rstw irt­
schaftlichen G ründen notw endig ist.

(2) Beim B etreten von im Abs. 1 genannten 
Grundstücken darf kein Schaden verursacht 
und das V ieh nicht belästig t w erden.

§ 26
W egefreiheit am Bodenseeufer

(1) Ein 10 m breiter Streifen am Ufer des 
Bodensees, ausgenom m en Bauwerke, darf von 
Fußgängern auch ohne E inverständnis des 
G rundeigentüm ers jederzeit b e tre ten  wer­
den, sow eit es sich nicht um nach Abs. 2 b e­
w illigte E infriedungen handelt. Diese Entfer­
nung h a t sich nach dem jew eiligen W asser­
stand zu richten. Im Bereich dieses Streifens 
ist es untersagt, den freien Zugang zum Boden­
see durch Errichtung von Zäunen oder son­
stigen M aßnahm en zu versperren  oder zu 
behindern.

(2) A usnahm en von den V orschriften des 
Abs. 1 kann  die Behörde bew illigen, sow eit 
dies aus G ründen der öffentlichen Sicherheit, 
der Zollaufsicht, des V erkehrsw esens, der
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Kultur, des N aturschutzes, des Sports oder zur 
A usübung der Berufsfischerei oder eines Ge­
w erbes erforderlich ist.

§ 27
Beschränkungen der W egefreiheit

(1) Soweit dies aus G ründen der öffent­
lichen Sicherheit, der Kultur, der W irtschaft 
oder des Sports erforderlich ist, kann die 
G em eindevertretung durch V erordnung Be­
schränkungen der W egefreiheit nach den §§ 24 
und 25 verfügen.

(2) B eschränkungen gemäß Abs. 1 sind 
unbeschadet der sonst für die Kundmachung 
solcher V erordnungen  geltenden V orschriften 
auch im Bereich des betroffenen G ebietes im 
notw endigen Ausm aß ersichtlich zu machen.

7. ABSCHNITT 
Bau und Erhaltung

§ 28
Bauausführung

(1) Die öffentlichen S traßen hat der S traßen­
erhalter nach den Erfahrungen der technischen 
W issenschaften so zu bauen, daß sie den 
bestehenden und voraussehbaren  V erkehrs­
bedürfnissen entsprechen und bei Beachtung 
der straßenpolizeilichen V orschriften und 
un ter Bedachtnahme auf die durch die W itte ­
rung oder E lem entarereignisse bedingten  Um­
stände ohne besondere G efährdung benützt 
w erden können.

(2) Die Landesregierung kann  durch V er­
ordnung über die B auausführung und die 
E rhaltung öffentlicher Straßen, insbesondere 
über Breite, A usw eichstellen und Längsgefälle, 
über Erprobung und U ntersuchung der K unst­
bauten, über K onstruktion der Brücken, über 
A bleitung der N iederschlagsw ässer, über Kilo­
m etersteine, G eländer und andere Sicherungs­
vorkehrungen, nähere V orschriften erlassen.

(3) U nter Bau einer S traße ist der N eubau, 
der A usbau oder die V erlegung einer Straße 
zu verstehen.

(4) Landes- und G em eindestraßen sind auf 
den in Betracht kom m enden Strecken im no t­
w endigen Ausm aß zu beleuchten.

(5) W enn auf Grund der geographischen 
und hydrogeologischen V erhältn isse zu be­
fürchten ist, daß im Falle des A uslaufens 
w assergefährdende F lüssigkeiten  von einer 
öffentlichen S traße in den Bodensee gelangen 
können, sind entsprechende Schutzvorkehrun­
gen zu treffen. Diese m üssen sichern, daß aus­

laufende w assergefährdende Flüssigkeiten 
nicht in den Bodensee gelangen können.

(6) Durch den Bau von S traßen darf das 
Orts- und Landschaftsbild nicht m ehr als nötig 
beeinträchtigt w erden.

(7) W ird durch den Bau einer öffentlichen 
Straße die Bewirtschaftung von Grundstücken 
ausgeschlossen oder w esentlich beeinträchtigt, 
so hat der S traßenerhalter, sow eit ihm dies 
zum utbar ist, durch geeignete V orkehrungen 
(Abgrabungen, Auffüllungen, Unter- und Ü ber­
führungen, Zäune, Zufahrten u. dgl.) dafür zu 
sorgen, daß solche Grundstücke in der bisher 
üblichen W eise bew irtschaftet w erden  können. 
W enn solche V orkehrungen nicht getroffen 
w erden und eine zweckmäßige Bewirtschaf­
tung eines G rundstückes nicht m ehr möglich 
ist, hat der S traßenerhalter den Betroffenen 
für die verursachten verm ögensrechtlichen 
Nachteile angem essen zu entschädigen. Im 
Streitfälle steht der ordentliche Rechtsweg 
offen. Der S traßenerhalter ist ferner verpflich­
tet, geeignete V orkehrungen  zu treffen, um 
eine Schädigung der an  die Straße angrenzen­
den Grundstücke durch W asserabfluß m ög­
lichst zu verhindern.

§ 29
Auflage des Lageplanes

(1) Der S traßenerhalter ha t vor Baubeginn 
(§ 28 Abs. 3) einer öffentlichen Straße im Ge­
m eindeam t einen Lageplan über die beabsich­
tigte Führung der Straße im M aßstab von 1:500 
oder 1:1000 m indestens einen M onat lang zur 
allgem einen Einsicht aufzulegen. Aus diesem 
Plan muß ersichtlich sein, inw iew eit im e in­
zelnen G rundstücke oder Bauw erke von der 
beabsichtigten Führung der Straße berührt 
w erden.

(2) W ährend  der im Abs. 3 angegebenen 
Zeit kann jeder Bürger (§ 7 Abs. 2 G em einde­
gesetz) oder Eigentüm er von Grundstücken, 
die durch die beabsichtigte Führung der Straße 
berührt w erden, beim  S traßenerhalter oder bei 
der Gem einde zum S traßenplan  schriftlich 
Ä ußerungen erstatten . Falls die Gemeinde 
nicht selbst S traßenerhalter ist, hat sie diesem  
die bei ihr e rsta tte ten  Ä ußerungen innert einer 
Woche nach A blauf der A uflagefrist bekann t­
zugeben.

(3) Der B ürgerm eister hat die T agesstun­
den, w ährend  derer beim  G em eindeam t Ein­
sicht in den Lageplan genom m en und zu d ie­
sem eine Ä ußerung e rs ta tte t w erden kann, 
an der A m tstafel kundzum achen. Die Planauf­
lage ist von der G em einde unentgeltlich durch­
zuführen.

11
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(4) V orarbeiten  gemäß § 40 und eine son­
stige Inanspruchnahm e von G rundstücken g e­
mäß § 41 gelten  nicht als B auarbeiten im Sinne 
des Abs. 1.

§ 30
Bau und Untersuchung von Brücken

(1) Der V erfasser der statischen Berechnun­
gen und A usführungszeichnungen für den Bau 
von Brücken im Zuge einer öffentlichen Straße 
muß hinsichtlich seiner A usbildung bei Brük- 
ken mit einer S tützw eite von m ehr als 2 m 
m indestens einem  nach den gew erberecht­
lichen V orschriften befugten  M aurerm eister 
oder jem andem  entsprechen, der den Besuch 
einer H öheren Lehranstalt für Tiefbau oder 
für Hochbau erfolgreich abgeschlossen hat. Bei 
Holzbrücken mit einer solchen S tützw eite kann 
der V erfasser auch einem  nach den gew erbe­
rechtlichen V orschriften befugten Zim m erm ei­
ster oder jem andem  entsprechen, der den Be­
such einer H öheren L ehranstalt für Holzbau 
erfolgreich abgeschlossen hat. Bei Brücken mit 
einer Stützw eite von m ehr als 5 m m üssen die 
statischen Berechnungen und A usführungs­
zeichnungen vom  Amt der Landesregierung 
oder von einem  Ingenieurkonsulen ten  oder 
Z ivilingenieur für das Bauw esen überprüft 
sein. Eine solche Ü berprüfung ist nicht erfor­
derlich, w enn die statischen Berechnungen und 
A usführungszeichnungen vom  Amt der Lan­
desregierung oder von einem  Ingenieurkonsu­
len ten  oder Z ivilingenieur für das Bauwesen 
verfaß t sind.

(2) Im Abs. 1 genannte Brücken m üssen in 
bestim m ten Z eitabständen von einem  Fach­
m ann oder vom Amt der L andesregierung 
untersucht w erden. Diese U ntersuchung ist bei 
Brücken aus Stahl, Stahlbeton, Beton- oder 
Bruchsteinm auerw erk, in die keine H olzteile 
eingebaut und die nicht ä lte r als 40 Jah re  sind, 
m indestens alle fünf Jahre, bei allen anderen 
Brücken m indestens alle zwei Jah re  durch­
zuführen. Als Fachmann gilt bei allen Brücken 
ein Ingenieurkonsulen t oder Z ivilingenieur 
für das Bauwesen oder w er hinsichtlich seiner 
A usbildung m indestens einem  nach den 
gew erberechtlichen V orschriften befugten Bau­
m eister entspricht, bei Brücken aus Stahl, 
Stahlbeton, Beton- oder B ruchsteinm auerw erk 
m it einer S tützw eite bis zu 10 m auch, w er 
m indestens einem  nach den gew erberechtlichen 
V orschriften befugten M aurerm eister oder 
jem andem  entspricht, der den Besuch einer 
H öheren L ehranstalt für Tiefbau oder für 
Hochbau erfolgreich abgeschlossen hat, bei 
Holzbrücken m it einer S tützw eite bis zu 10 m 
auch, w er m indestens einem  nach den g e­

w erberechtlichen Vorschriften befugten  Zim­
m erm eister oder jem andem  entspricht, der 
den Besuch einer H öheren Lehranstalt für 
Holzbau erfolgreich abgeschlossen hat.

(3) Der Befund über die U ntersuchung ge­
mäß Abs. 2 ist vom  U ntersuchenden auch der 
Behörde m itzuteilen. Bei der Untersuchung 
festgestellte  M ängel, welche die Standsicher­
heit der Brücke oder die Sicherheit der Stra- 
ßenbenützer gefährden, m üssen unverzüglich 
behoben werden.

§ 31
Straßenerhaltung

(1) Die öffentlichen Straßen sind vom  S tra­
ßenerhalter nach den Erfahrungen der tech­
nischen W issenschaften in einem  solchen Zu­
stand zu erhalten, daß sie un ter Beachtung 
der straßenpolizeilichen V orschriften und der 
durch die W itterung  oder E lem entarereignisse 
geschaffenen jew eiligen Bedingungen ohne 
besondere G efährdung benützt w erden kön­
nen.

(2) Der S traßenerhalter hat die öffentlichen 
Straßen nach den Erfahrungen der technischen 
W issenschaften von Schmutz und anderen 
V erunrein igungen  sowie von Schnee und Eis 
zu säubern  und G efahren, besonders solche 
infolge Schneeglätte oder G latteis, zu bese i­
tigen, sow eit er diese A rbeiten  im Rahmen 
seiner w irtschaftlichen Leistungsfähigkeit mit 
eigenen oder frem den A rbeitskräften  und Ge­
räten  bew ältigen kann.

§ 32
Säubern und Bestreuen der Gehsteige

(1) Im verbau ten  G ebiet (§ 6 Abs. 5) haben 
die Eigentüm er von  verbau ten  Grundstücken, 
sow eit ihnen dies zum utbar ist, auf ihre Ko­
sten dafür zu sorgen, daß die zu einer öffent­
lichen Straße gehörenden G ehsteige und Geh­
w ege en tlang  des ganzen G rundstückes in der 
Zeit von 7 bis 22 Uhr von Schnee und V erun­
rein igungen gesäubert sowie bei Schneeglätte 
und G latteis bestreu t sind.

(2) W enn kein  allgem eines Erfordernis an 
den im Abs. 1 bezeichneten V errichtungen b e ­
steht, hat der G em eindevorstand durch V er­
ordnung die Straßen oder S traßenteile zu b e­
stimmen, auf denen diese V errichtungen nicht 
vorgenom m en w erden müssen. Bei V orliegen 
der erw ähnten V oraussetzung ha t der Ge­
m eindevorstand auf A ntrag  des Eigentüm ers 
einer Liegenschaft die Befreiung durch Be­
scheid auszusprechen.

(3) Durch die im Abs. 1 genannten A rbei­
ten  dürfen S traßenbenützer nicht gefährdet
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oder behindert w erden. W enn nötig, sind die 
gefährdeten  S traßenstellen  abzuschranken 
oder sonst in geeigneter W eise zu kennzeich­
nen. Bei den A rbeiten  ist darauf Bedacht zu 
nehm en, daß der Abfluß des W assers von der 
Straße nicht beh indert sowie W asserab lauf­
g itte r und Rinnsale nicht verleg t w erden.

§ 33
Meldepflicht

(1) W enn eine öffentliche Straße offen­
sichtlich so schadhaft ist, daß die Sicherheit 
der S traßenbenützer erheblich gefährdet ist, 
ha t jederm ann die Pflicht, unverzüglich den 
S traßenerhalter oder den Bürgerm eister zu 
verständigen.

(2) In den Fällen des Abs. 1 und w enn 
eine Straße sonst erheblich beschädigt oder 
unbenützbar w ird oder w enn U m stände e r­
kennbar sind, die den E intritt solcher Schä­
den e rw arten  lassen, h a t der Bürgerm eister 
der Gemeinde, in deren  Bereich die Straße 
verläuft, unverzüglich den S traßenerhalter zu 
verständigen. Dies gilt nicht für G em einde­
straßen.

(3) Aus einer V erletzung der M eldepflicht 
gemäß Abs. 1 und 2 können  Ersatzansprüche 
nach dem bürgerlichen Recht nicht abgeleite t 
werden.

§ 34
Überwachung des Straßenerhalters

(1) Die Behörde ha t darüber zu wachen, 
daß der S traßenerhalter die ihm nach diesem  
A bschnitt obliegenden V erpflichtungen e r­
füllt, und den S traßenerhalter erforderlichen­
falls durch Bescheid zur Erfüllung dieser V er­
pflichtungen zu verhalten .

(2) Die Behörde ha t im Streitfälle durch 
Bescheid festzustellen, ob, in w elcher A rt 
und in welchem Umfang nach diesem  A b­
schnitt eine V erpflichtung des S traßenerhal­
ters besteh t oder bestanden  hat.

8. ABSCHNITT
Schutz der öffentlichen Straßen

§ 35
Beseitigung von Anlagen, 

Ablagerungen und Aufschüttungen

Die Behörde kann  im Bereich einer öffent­
lichen Straße die B eseitigung von Anlagen, 
die einer behördlichen Bew illigung bedürfen 
und ohne eine solche errichtet w urden  oder 
be trieben  w erden, sowie von A blagerungen

oder A ufschüttungen verfügen, w enn durch 
solche A nlagen, A blagerungen  oder Aufschüt­
tungen die Sicherheit der S traßenbenützer ge­
fährdet oder der bauliche Zustand der Straße 
erheblich beeinträchtig t wird.

§ 36
Bauabstand

(1) Sow eit im V erbauungsplan  (Teilregu­
lierung) nichts anderes bestim m t ist und so­
w eit nicht geschlossene Bauweise besteht, 
dürfen an Landesstraßen innerhalb einer Ent­
fernung von 6 m und an den übrigen öffent­
lichen S traßen innerhalb einer Entfernung von 
4 m keine Bauw erke oder sonstigen A nlagen 
errichtet werden. Diese Entfernung ist von 
der Grenze des Straßengrundstückes zu m es­
sen. Falls die Straße kein  eigenes Grundstück 
bildet, ist die Entfernung vom  äußersten  Rand 
des Straßengrabens, bei aufgedäm m ten S tra­
ßen vom  Böschungsfuß und m angels G räben 
oder Böschungen vom äußeren B ankettrand 
zu m essen.

(2) Bei Errichtung von B auw erken oder 
sonstigen Anlagen, die zu Zwecken dienen, 
die m it einem  regelm äßigen Parken  oder sonst 
häufigen A nhalten  von Fahrzeugen verbunden 
sind (z. B. gast- und schankgew erbliche Be­
triebe, K raftfahrzeugw erkstätten , Tankstellen, 
Hochhäusern), hat die Behörde abweichend 
vom Abs. 1 größere A bstände vorzuschreiben, 
w enn sonst für die S traßenbenützer ungün­
stige Rückwirkungen zu erw arten  sind. Klei­
nere A bstände kann die Behörde ausnahm s­
w eise zulassen, w enn sich dadurch keine u n ­
günstigen Rückwirkungen für die S traßenbe­
nützer ergeben.

§ 37
Einfriedungen

(1) A n öffentlichen Straßen dürfen  Ein­
friedungen, die geeignet sind, die Benützung 
der Straße zu beeinträchtigen, nicht errichtet 
w erden. Die Behörde kann  an öffentlichen 
Straßen die Beseitigung bestehender Einfrie­
dungen verfügen, w enn diese geeignet sind, 
die Benützung der Straße zu beeinträchtigen. 
Falls die B eseitigung von E infriedungen v e r­
fügt wird, gebührt für verm ögensrechtliche 
Nachteile eine angem essene Entschädigung. 
Im Streitfälle steh t der ordentliche Rechtsweg 
offen.

(2) An Einfriedungen, die von einer Lan­
desstraße oder G em eindestraße, gem essen vom 
äußeren  Bankettrand, nicht m ehr als 2 m en t­
fernt sind, dürfen Stacheldraht oder andere 
spitze G egenstände nur in einer H öhe von 
m ehr als 2 m über der Straße und nur so 
angebracht w erden, daß die Benützung der
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Straße nicht beein trächtig t wird. Elektrisch 
geladene Zäune dürfen nur in einer Entfer­
nung von m ehr als 0,50 m vom äußeren Ban­
kettrand  einer Landesstraße oder G em einde­
straße angebracht w erden. Bei solchen Zäunen 
darf der A ugenblicksw ert der Strom stärke 
300 mA bei einer Im pulsdauer von 0,1 s nicht 
überschreiten.

(3) W enn dies w egen der Schneeräum ung 
notw endig ist, kann  der S traßenerhalter v e r­
langen, daß außerhalb des verb au ten  G ebie­
tes (§ 6 Abs. 5) an öffentlichen Straßen Ein­
friedungen, ausgenom m en solche für H aus­
und Hofplätze, H ausbünten sowie Gärten, 
entfernt werden. Die einem  G rundeigentüm er 
oder N utzungsberechtig ten  dadurch en ts te ­
henden K osten sind zu ersetzen. Im S tre it­
fälle steht der ordentliche Rechtsweg offen. 
W enn eine Einfriedung trotz V erlangens nicht 
en tfern t wird, gebührt jedoch für Schäden, die 
an der Einfriedung durch die Schneeräum ung 
entstehen, kein Schadenersatz.

§ 38
Bäume, Sträucher

(1) Auf Grundstücken, die an öffentliche 
S traßen grenzen, dürfen Bäume in w eniger als 
3 m Entfernung von der Straße (§ 36 Abs. 1) 
nur mit Zustim m ung des S traßenerhalters ge­
pflanzt w erden.

(2) Die Behörde kann an öffentlichen S tra­
ßen die Beseitigung oder das Zurückschneiden 
von Bäumen oder Sträuchern verfügen, w enn 
diese geeignet sind, die Benützung der Straße 
zu beeinträchtigen.

§ 39
Sonstige Beschränkungen

(1) Die Eigentüm er oder N utzungsberech­
tigten der an eine öffentliche Straße grenzen­
den G rundstücke haben, sow eit dadurch nicht 
andere V erkehrsan lagen  beeinträchtig t w er­
den, zu dulden, daß
a) Straßenbau- oder S traßenabraum m aterial 

auf einem  höchstens 2 m b re iten  G rund­
streifen längs der Straße vorübergehend  
gelagert wird, w enn eine A blagerung auf 
der Straße ohne erhebliche B eeinträchti­
gung der Benützung der Straße nicht m ög­
lich ist,

b) außerhalb des verbau ten  G ebietes (§ 6 
Abs. 5) die sich auf der Straße ansam m eln­
den N iederschlagsw ässer auf ihre G rund­
stücke abfließen und die zur schadlosen 
A bleitung der N iederschlagsw ässer erfor­
derlichen A nlagen auf ihren Grundstücken 
errichtet werden,

c) der von der Straße entlang ihrer G rund­
stücke abgeräum te Schnee auf ihren G rund­
stücken abgelagert wird,

d) an einem  G ebäude oder Grundstück Ge­
länder u. dgl. angebracht werden.
(2) W enn der G rundeigentüm er oder N u t­

zungsberechtigte durch die im Abs. 1 getroffe­
nen M aßnahm en am Ertrage der betroffenen 
Liegenschaften eine w esentliche Einbuße erle i­
det, ha t er Anspruch auf eine angem essene 
Entschädigung durch den S traßenerhalter. Ein 
solcher Anspruch ist bei sonstigem  V erlust 
innert eines Jah res nach E intritt des Schadens 
geltend zu machen. Im Streitfälle steh t der 
ordentliche Rechtsweg offen. Bei M aßnahm en 
gemäß Abs. 1 lit. a ist der S traßenerhalter 
überdies verpflichtet, den früheren Zustand 
w ieder herzustellen.

(3) Spreng-, Grab- oder Bohrarbeiten, Baum­
fällungen, W asserab leitungen  und sonstige 
H andlungen, die geeignet sind, unm ittelbar 
oder m ittelbar die S traßenbenützer zu gefähr­
den oder die Straße zu beschädigen, dürfen — 
ungeachtet einer allenfalls nach anderen 
Rechtsvorschriften erforderlichen behördlichen 
Bewilligung — nur m it Zustim m ung des S tra­
ßenerhalters durchgeführt werden. H iebei hat 
der S traßenerhalter die zur A bw endung sol­
cher G efahren notw endigen Bedingungen zu 
stellen.

(4) A bw ässer, Jauche, Entw ässerungs­
gerinne u. dgl. dürfen auf Landesstraßen nicht 
abgeleite t w erden. Die A bleitung von N ieder­
schlagsw ässern von Dächern und H ausvorp lät­
zen auf öffentliche Straßen und die A bleitung 
von A bw ässern, Jauche, Entw ässerungsgerin­
nen auf andere öffentliche S traßen als Landes­
straßen kann die Behörde untersagen, w enn 
dadurch die Straße beschädigt oder die Be­
nützung der Straße beeinträchtig t w ürde. An 
G ebäuden sind V orkehrungen zu treffen, daß 
durch das H erabtallen  von Schnee oder Eis von 
Dächern S traßenbenützer nicht gefährdet w er­
den.

(5) S traßengräben dürfen nur mit Zustim ­
m ung des S traßenerhalters überbrückt und 
S traßenränder außerhalb der vorgesehenen  
A bzw eigungen nur mit Zustim m ung des S tra­
ßenerhalters überfahren werden.

9. ABSCHNITT
Vorübergehende Zwangsmaßnahmen

§ 40
Vorarbeiten für Straßenbauten

(1) Die von der Behörde mit einem  en t­
sprechenden A usw eis versehenen  Organe des
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S traßenerhalters sind berechtigt, zur V er­
nähm e von V orarbeiten  zum Bau einer öffent­
lichen Straße frem de G rundstücke zu b e tre ­
ten  und auf diesen die erforderlichen V er­
m essungen, G runduntersuchungen und sonsti­
gen technischen A rbeiten  durchzuführen. H ie­
bei sind die p riva ten  Rechte möglichst zu 
schonen.

(2) M indestens eine W oche vor der Durch­
führung von V orarbeiten  sind die betroffenen 
G rundeigentüm er oder N utzungsberechtigten, 
außerbücherlich Berechtigte aber nur, w enn 
sie dem S traßenerhalter bekann t sind, zu v e r­
ständigen. Diese V erständigung kann auch 
durch ortsübliche Kundmachung in der Ge­
m einde (Amtstafel, G em eindeblatt) erfolgen.

(3) Der S traßenerhalter ha t den dinglich 
Berechtigten und sonst N utzungsberechtigten 
für alle Schäden Schadenersatz zu leisten, 
die ihnen durch V orarbeiten  gem äß Abs. 1 an 
den G rundstücken oder den sich darauf bezie­
henden dringlichen Rechten erwachsen, es sei 
denn, daß der Schaden vom Geschädigten v e r­
ursacht w orden ist. Im Streitfälle steh t der 
ordentliche Rechtsweg offen.

§ 41
Sonstige Inanspruchnahme von Grundstücken

(1) Falls eine gütliche Einigung mit dem 
dinglich Berechtigten oder sonst N utzungs­
berechtigten nicht möglich ist, kann die Be­
hörde auf A ntrag  des S traßenerhalters be­
w illigen, daß d ieser vorübergehend  fremde 
Grundstücke über die in den §§ 39 Abs. 1 
lit. a und 40 genannten  Zwecke hinaus in 
Anspruch nimmt, w enn dies für den Bau oder 
die E rhaltung öffentlicher Straßen sowie für 
die A ufrechterhaltung des V erkehrs no tw en­
dig ist. Gegen einen solchen Bescheid ist ein 
ordentliches Rechtsm ittel nicht zulässig.

(2) W enn ein  dinglich Berechtigter oder 
sonst N utzungsberechtig ter durch M aßnah­
men gemäß Abs. 1 einen verm ögensrecht­
lichen Nachteil erleidet, ha t er Anspruch auf 
eine angem essene Entschädigung. Im S treit­
fälle steh t der ordentliche Rechtsweg offen.

§ 42
Bausperre

(1) Um die F reihaltung der Grundstücke zu 
sichern, die für den Bau (§ 28 Abs. 3) einer 
Landesstraße oder G em eindestraße no tw en­
dig sind, kann die L andesregierung bei Lan­
desstraßen  und die G em eindevertretung  bei 
G em eindestraßen für diese Grundstücke durch 
V erordnung eine B ausperre erlassen. Eine 
B ausperre hat d ie W irkung, daß B ew illigun­
gen zur Errichtung von B auw erken nur mit

Zustim m ung des S traßenerhalters erte ilt w er­
den dürfen.

(2) Eine Bausperre ist aufzuheben, sobald 
der Grund für ihre Erlassung w eggefallen 
ist. Eine Bausperre tritt, w enn sie nicht früher 
aufgehoben wird, drei Jah re  nach ihrer Er­
lassung außer Kraft. Sie kann vor A blauf 
d ieser Frist einm al auf die H öchstdauer von 
zwei Jah ren  verlängert w erden, w enn der 
Grund für ihre E rlassung w eiterh in  besteht.

(3) Eine V erordnung der Landesregierung 
über eine B ausperre ist im A m tsblatt für das 
Land V orarlberg  und ortsüblich in den be­
rührten  Gem einden kundzumachen.

10. ABSCHNITT 
Enteignung

§ 43
Gegenstand und Umfang

(1) Zum Bau (§ 28 Abs. 3) oder zur E rhal­
tung von öffentlichen Straßen sowie zur Ge­
w innung der dazu erforderlichen standort­
gebundenen natürlichen Baustoffe können das 
Eigentum  an Grundstücken und andere ding­
liche Rechte durch Enteignung erw orben, be­
schränkt oder aufgehoben w erden. Dasselbe 
gilt für obligatorische Rechte, w enn sie für 
sich allein dem Enteignungszw eck en tgegen­
stehen und nicht ohnehin als N ebenrechte 
durch die Enteignung erlöschen (Abs. 3).

(2) Durch Enteignung kann insbesondere 
auch das Recht in Anspruch genom m en w er­
den, auf frem den G rundstücken V orkehrun­
gen zu treffen, die notw endig sind, um eine 
öffentliche Straße gegen Erdrutsche, Ü ber­
schwemmungen, Steinschlag, Lawinen, Schnee­
verw ehungen u. dgl. zu schützen.

(3) Alle dinglichen Rechte oder obliga­
torischen Rechte, die sich auf den Enteignungs­
gegenstand erstrecken und nicht selbständig 
G egenstand der Enteignung sind (N eben­
rechte), erlöschen durch die Enteignung, so­
w eit sie dem Enteignungszw eck en tgegenste­
hen und sow eit nicht ausdrücklich bean trag t 
wurde, sie von der Enteignung auszunehm en.

(4) Eine Enteignung ist nicht zulässig an 
G rundstücken, die der H oheitsverw altung  
oder dem öffentlichen Eisenbahn-, Schiffs­
oder Luftverkehr dienen.

(5) Enteigner ist derjenige, zu dessen 
G unsten en teignet wird, E nteigneter der­
jenige, dessen Eigentum  oder Recht in A n­
spruch genom m en wird.
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§ 44
Voraussetzungen

(1) Zum Bau oder zur Erhaltung von Lan­
desstraßen und G em eindestraßen ist eine Ent­
eignung nur zulässig, w enn eine andere un ­
ter dem G esichtspunkt des V erkehrs, der 
W irtschaftlichkeit und des Landschaftsschut­
zes zw eckm äßigere Führung oder Erhaltung 
der Straße nicht möglich ist.

(2) Zum Bau oder zur Erhaltung von G e­
nossenschaftsstraßen und öffentlichen Privat- 
straßen ist eine Enteignung neben den G rün­
den des Abs. 1 nur zulässig, w enn die Straße 
für den S traßenerhalter notw endig ist und 
auch allgem einen V erkehrsbedürfn issen  dient.

(3) Eine Enteignung zur G ew innung von 
standortgebundenen  natürlichen Baustoffen, 
die für den Bau oder die E rhaltung einer 
öffentlichen Straße notw endig sind, ist nur 
zulässig, w enn für den Bau der Straße eine 
Enteignung nach Abs. 1 oder 2 zulässig w äre 
und eine andere Beschaffung der notw endigen 
Baustoffe nicht oder nur mit u nverhä ltn is­
mäßigen M ehrkosten möglich ist.

§ 45
Enteignungsverfahren

(1) Uber den A ntrag  des S traßenerhalters 
auf Enteignung hat die L andesregierung zu 
entscheiden. Bei öffentlichen P rivatstraßen  
kann ein E nteignungsantrag auch von anderen 
Personen als dem S traßenerhalter gestellt w er­
den, w enn diese gemäß § 21 Abs. 1 zur S tra­
ßenerhaltung verpflichtet sind.

(2) Der A ntragsteller hat vor Einbringung 
des E nteignungsantrages zu prüfen, ob die 
Leistung von N aturalersatz  oder ein Zu­
sam m enlegungsverfahren nach dem F lu rver­
fassungsgesetz, das innert nützlicher Frist 
durchgeführt w erden kann, eine Enteignung 
entbehrlich machen. Die A grarbezirksbehörde 
hat von Amts w egen ein Zusam m enlegungs- 
verfahren einzuleiten, w enn die sonstigen 
V oraussetzungen hiefür gegeben sind und die 
aus der zu bean tragenden  Enteignung zu e r­
w artenden  Schäden für die F lurverfassung v e r­
mieden oder erheblich verm indert w erden 
können.

(3) Dem Enteignungsantrag  ist ein V er­
zeichnis der zu enteignenden  G rundstücke 
und Rechte anzuschließen, aus dem der Um­
fang der Enteignung sowie Nam e und A n­
schrift der von der Enteignung betroffenen 
Personen ersichtlich sind. Bei Grundstücken 
ist überdies ein m aßstabgerechter Lageplan 
und ein G rundbuchsauszug vorzulegen.

(4) Die Landesregierung ha t eine m ünd­
liche V erhandlung durchzuführen, die mit ei­
nem A ugenschein zu verbinden ist.

(5) Die Einleitung eines E nteignungsver­
fahrens, das sich auf verbücherte G rundstücke 
oder verbücherte Rechte bezieht, ist durch die 
Landesregierung dem G rundbuchsgericht be­
kanntzugeben. Das G rundbuchsgericht h a t die 
Einleitung des Enteignungsverfahrens anzu­
m erken. Die A nm erkung h a t zur Folge, daß 
der Enteignungbescheid gegen jederm ann 
rechtsw irksam  wird, zu dessen G unsten im 
Range nach der A nm erkung ein bücherliches 
Recht eingetragen  wird. Die Landesregierung 
hat das G rundbuchsgericht auch von der Ein­
stellung des Enteignungsverfahrens zu v e r­
ständigen. Das G rundbuchsgericht ha t die A n­
m erkung der Einleitung des E nteignungsver­
fahrens sow eit zu löschen, als dieses e inge­
stellt w urde.

(6) G runddienstbarkeiten  oder andere G eh­
oder Fahrrechte sind auf A ntrag  des Eigen­
tüm ers des dienenden G rundstückes durch die 
Landesregierung sow eit aufzuheben, als sie 
durch den Bau der Straße, für den die Ent­
eignung erfolgt, entbehrlich w erden. W enn 
die aufgehobene G runddienstbarkeit im G rund­
buch eingetragen  ist, ha t die Landesregierung 
den rechtskräftigen Bescheid dem G rundbuchs­
gericht zuzustellen. Das G rundbuchsgericht hat 
die G runddienstbarkeit sow eit zu löschen, als 
sie aufgehoben wurde.

§ 46
Entschädigung

(1) Der Enteigner hat den Enteigneten für 
alle durch die Enteignung verursachten  v e r­
m ögensrechtlichen Nachteile angem essen zu 
entschädigen.

(2) Bei der Erm ittlung der Entschädigung 
haben Aufw endungen, die der Enteignete zum 
Zwecke der W erterhöhung des enteigneten  
G egenstandes gemacht hat, obwohl er w ußte 
oder w issen mußte, daß d ieser für den Ent­
eignungszweck in Anspruch genom m en wird, 
sowie der W ert der besonderen V orliebe 
außer Betracht zu bleiben. Es ist ferner auf 
die M inderung des W ertes der Restfläche, die 
mit den enteigneten  G rundstückteilen eine 
wirtschaftliche Einheit gebildet hat, Bedacht zu 
nehmen. Ist die Restfläche nicht m ehr zweck­
mäßig nutzbar, so ist sie auf V erlangen des 
Enteigneten einzulösen.

(3) Für die Bew ertung des Enteignungs­
gegenstandes sind die V erhältn isse im Zeit­
punkt der Erlassung des Enteignungsbeschei­
des m aßgebend.
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(4) Dem enteigneten  Bestandnehm er, der 
nicht N ebenberechtig ter ist (§ 43 Abs. 3), ge­
bührt eine Entschädigung nur dann, w enn ihm 
der Enteigner nicht eine R äum ungsfrist ge­
w ährt, die bei land- und forstw irtschaftlichen 
G rundstücken m indestens ein Jahr, bei ande­
ren B estandgegenständen m indestens sechs 
M onate ab Rechtskraft des Enteignungsbeschei­
des beträgt. Die Höhe der Entschädigung ist 
nach dem  Nachteil zu bem essen, den der 
B estandnehm er durch die V erkürzung dieser 
Fristen erleidet. Steht jedoch dem B estand­
nehm er auf Grund eines V ertrages ein über 
diese Fristen  hinausreichendes Bestandrecht 
zu, so hat er A nspruch auf Ersatz des Schadens, 
den er durch die V erkürzung der vertraglichen 
Bestandszeit erleidet.

(5) Die Abs. 1 bis 3 gelten auch für die 
Entschädigung der N ebenberechtigten (§ 43 
Abs. 3). Bei B estandrechten als N ebenrechten, 
die über die im Abs. 4 genannten  Fristen 
hinausreichen, ist jedoch bei der Festsetzung 
der Entschädigung eine V ertragsdauer von 
m ehr als fünf Jahren , gerechnet ab dem Ein­
langen des Enteignungsantrages bei der Lan­
desregierung, nicht zu berücksichtigen.

(6) Die Entschädigung ist durch Zahlung 
eines einm aligen G eldbetrages zu leisten. Für 
Beträge, die erst nach drei Jah ren  nach Rechts­
kraft des Enteignungsbescheides ausbezahlt 
w erden, sind ab diesem  Z eitpunkt Zinsen von 
5 v. H. jährlich zu leisten. Sow eit sich der ab ­
zuschätzende Nachteil nicht von vornherein  
bestim m en läßt, ist sowohl der Enteigner als 
auch der Enteignete berechtigt, in angem esse­
nen Z eitabständen, die nicht kürzer als ein 
Jah r sein dürfen, die Feststellung der Ent­
schädigung zu begehren, die für die in der 
Zwischenzeit erkennbar gew ordenen N achteile 
gebührt. Nach A blauf eines Jah res nach Fer­
tigstellung des V orhabens, zu dessen A usfüh­
rung die Enteignung erfolgt ist, spätestens 
aber nach A blauf von fünf Jah ren  nach Rechts­
k raft des Enteignungsbescheides ist die zu lei­
stende Entschädigung endgültig  festzusetzen.

§ 47
Entschädigungsverfahren

(1) Die H öhe der infolge einer Enteignung 
zu le istenden  Entschädigung ist, sow eit sie 
nicht durch einen V ertrag  zwischen dem Ent­
eigner und dem E nteigneten  bestim m t wird, 
auf G rund der Schätzung w enigstens eines b e ­
e ideten  Sachverständigen im E nteignungs­
bescheid oder in einem  gesonderten  Bescheid 
zu bestim m en. Im le tz teren  Fall ist ohne w ei­
tere  E rhebungen im Enteignungsbescheid ein 
vorläufiger S icherstellungsbetrag in Höhe von

m indestens 80 v. H. des voraussehbaren  Ent­
schädigungsbetrages festzusetzen.

(2) Jede der P arte ien  kann  innert sechs 
M onaten ab Rechtskraft des die Entschädi­
gung bestim m enden Bescheides (Abs. 1) die 
Festsetzung des Entschädigungsbetrages bei 
jenem  Bezirksgericht begehren, in dessen 
Sprengel sich der G egenstand der Enteignung 
befindet. Der Bescheid der Landesregierung 
tritt hinsichtlich des A usspruches über die 
Entschädigung mit der A nrufung des Gerich­
tes außer Kraft. Der A ntrag  an das Gericht 
auf Feststellung der Entschädigung kann  nur 
mit Zustim m ung des A ntraggegners zurück­
gezogen werden.

(3) Für das gerichtliche V erfahren sind, so­
w eit dieses G esetz nicht etw as anderes be­
stimmt, die Bestim m ungen des E isenbahn­
enteignungsgesetzes 1954, BGBl. Nr. 71/1954, 
sinngem äß anzuw enden.

(4) W enn ein G rundstück en teignet wird, 
ist ein V ertrag  über die Entschädigung zwi­
schen Enteigner und E nteignetem  nu r zulässig, 
w enn nicht einem  D ritten auf Grund eines 
dinglichen Rechtes ein Anspruch auf Befrie­
digung aus der Entschädigung zusteht oder 
w enn die Personen, denen ein solcher A n­
spruch zusteht, dem V ertrag  zustim m en oder 
w enn bei te ilw eiser Enteignung eines G rund­
buchkörpers die H ypotheken  trotz der A b­
trennung die dem  § 1374 des allgem einen 
bürgerlichen G esetzbuches entsprechende Si­
cherheit behalten  und andere dingliche Rechte 
in ih rer Sicherheit offenbar nicht gefährdet 
werden.

(5) N ebenberechtigte (§ 43 Abs. 3) haben 
ihre A nsprüche auf Entschädigung selbst gel­
tend zu machen, ü b e r  solche A nsprüche ist 
gesondert zu entscheiden.

§ 48 
Baufrist

Für die D urchführung der Baum aßnahm e, 
zu deren  G unsten die Enteignung erfolgte, 
ist im Enteignungsbescheid eine angem essene 
Frist festzusetzen, die nicht m ehr als fünf 
Jahre, gerechnet ab Rechtskraft des Enteig­
nungsbescheides, be tragen  darf. Diese Frist 
kann bei V orliegen w ichtiger G ründe auf A n­
trag  des Enteigners um höchstens drei Jah re  
verlängert w erden.

§ 49 
Vollzug

(1) W enn der G egenstand der Enteignung 
im Grundbuch e ingetragen  ist, ha t die Lan­
desregierung den Enteignungsbescheid nach 
E intritt der Rechtskraft dem Grundbuchs-
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gericht zuzustellen. Das Grundbuchsgericht ha t 
die Enteignung im Grundbuch anzum erken 
und die A nm erkung der Einleitung eines Ent­
eignungsverfahrens zu löschen.

(2) Ein rechtskräftiger Enteignungsbescheid 
ist vollstreckbar, sobald der im E nteignungs­
bescheid oder in einem  gesonderten  Bescheid 
bestim m te Entschädigungsbetrag oder der im 
Enteignungsbescheid festgesetzte vorläufige 
Sicherstellungsbetrag (§ 47 Abs. 1) gerichtlich 
h in terleg t oder an den E nteigneten ausbezahlt 
ist.

(3) Die zw angsw eise Räum ung ist auf A n­
trag  des Enteigners gegen V orlage des rechts­
kräftigen Enteignungsbescheides und des 
N achweises der H interlegung oder Zahlung 
im Sinne des Abs. 2 gemäß § 349 der Exeku­
tionsordnung vom  Gericht zu vollziehen.

§ 50
R ückübereignung

(1) Sow eit das V orhaben, für das die Ent­
eignung ausgesprochen w urde, nicht inner­
halb der festgesetzten  Frist durchgeführt w or­
den ist, kann der Enteignete oder sein Rechts­
nachfolger innert zwei Jah ren  nach A blauf 
dieser Frist die A ufhebung des E nteignungs­
bescheides und die Rückübereignung gegen 
Rückersatz der em pfangenen Entschädigung 
begehren. W erterhöhende oder w ertverm in­
dernde Ä nderungen des Enteignungsgegen­
standes sind in dem M aße, in dem  sie noch 
bestehen, zu berücksichtigen. Auf die in der 
Zwischenzeit bezogenen N utzungen ist keine 
Rücksicht zu nehm en. Die K osten der Rück­
übereignung fallen dem Enteigner zur Last.

(2) Die L andesregierung ha t den Enteig­
nungsbescheid aufzuheben, w enn die em p­
fangene Entschädigung an den Enteigner zu­
rückerstatte t oder der entsprechende Betrag 
bei Gericht h in te rleg t w urde. W enn der Ge­
genstand der R ückübereignung im Grundbuch 
e ingetragen  ist, ha t die Landesregierung den 
A ufhebungsbescheid nach E intritt der Rechts­
k raft dem Grundbuchsgericht zuzustellen. Das 
Grundbuchsgericht hat die erforderlichen 
grundbücherlichen E intragungen vorzuneh­
men.

(3) Die w echselseitigen verm ögensrecht­
lichen Ansprüche, die sich aus der Rücküber­
eignung ergeben, sind, w enn h ierüber keine 
Einigung zustande kommt, vom  Gericht fest­
zusetzen. H iebei gelten  die V orschriften des 
§ 47 Abs. 3 sinngemäß.

(4) N ebenrechte (§ 43 Abs. 3) leben im 
Falle der Rückübereignung nicht w ieder auf.

11. ABSCHNITT
Behörden, Notstands-,

Verfahrens- und Strafbestimmungen

§ 51
Behörden

(1) Behörde im Sinne dieses G esetzes ist, 
sow eit dieses Gesetz nicht etw as anderes be­
stimmt,
a) in A ngelegenheiten  der Landesstraßen die 

B ezirksverw altungsbehörde,
b) in A ngelegenheiten  der G em eindestraßen 

und des 6. A bschnittes der Bürgerm eister,
c) in A ngelegenheiten  der G enossenschafts­

straßen  und der öffentlichen P rivatstraßen  
der Bürgerm eister. W enn aber solche Stra­
ßen im Bereich von m ehr als einer Ge­
m einde verlaufen  oder einen Anschluß an 
das Straßennetz außerhalb des Landes dar­
stellen, die Bezirksverw altungsbehörde.
(2) Die nach § 6 Abs. 6 und 7 zuständige 

Kommission besteh t aus einem  Richter als 
V orsitzendem  und zwei w eiteren  M itgliedern. 
Alle M itglieder m üssen zum Landtag w ählbar 
sein. Der Richter ist von der Landesregierung 
mit Zustim m ung des Präsidenten des Landes­
gerichtes Feldkirch auf fünf Jah re  zu bestellen. 
Je  ein w eiteres M itglied ist von der Landes­
regierung und von einer von der M ehrzahl 
der V orarlberger Gem einden gebildeten V er­
einigung auf fünf Jah re  zu bestellen. Für jedes 
M itglied der Kommission ist in gleicher W eise 
ein Ersatzm itglied zu bestellen, welches das 
M itglied im V erhinderungsfälle zu v e rtre ten  
hat. Ein M itglied kann auf sein Amt verzich­
ten. Die M itgliedschaft erlischt außer durch 
Verzicht durch Tod oder V erlust des W ahl­
rechtes zum Landtag.

(3) Die Kommission gemäß § 6 Abs. 6 und 
7 hat ihren  Sitz beim Amt der Landesregie­
rung, das auch den A ufwand der Kommission 
zu tragen  hat. Zu einem  gültigen Beschluß ist 
die A nw esenheit aller M itglieder und die e in­
fache M ehrheit der abgegebenen Stimmen er­
forderlich. Die M itglieder sind in A usübung 
ihres Amtes an keine W eisungen gebunden. 
Die Bescheide der Kommission können im 
V erw altungsw ege w eder aufgehoben noch ab­
geändert w erden. Den M itgliedern gebührt 
der Ersatz der notw endigen Fahrtauslagen  
und für Zeitversäum nis eine Entschädigung. 
Die H öhe der Entschädigung ist von der Lan­
desregierung un ter Bedachtnahme auf die 
durchschnittliche D auer der Sitzungen durch 
V erordnung festzusetzen.
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(4) Die in diesem  Gesetz geregelten  A uf­
gaben der G em einde sind solche des eigenen 
W irkungsbereiches.

§ 52
Außerordentliche Verhältnisse

(1) Im Falle außerordentlicher V erhältn isse 
(Kriege oder U nruhen im Innern, E lem entar­
ereignisse oder Unglücksfälle außergew öhn­
lichen Umfanges u. dgl.) kann die Behörde 
A usnahm en von den §§ 28, 30, 31 und 32 und 
von auf Grund dieser V orschriften erlassenen 
V erordnungen zulassen, sow eit deren  Einhal­
tung un te r den gegebenen U m ständen nicht 
tunlich ist und erhebliche sicherheitstechnische 
Bedenken nicht bestehen.

(2) Die Behörde kann im Falle außerordent­
licher V erhältn isse zum Bau oder zur Erhal­
tung von Landes- oder G em eindestraßen auf 
A ntrag  des S traßenerhalters zu dessen G un­
sten Baustoffe sow eit in Anspruch nehmen, 
als dies zur Schaffung oder A ufrechterhaltung 
lebensnotw endiger V erkehrsverb indungen  u n ­
bedingt erforderlich ist. Die Inanspruchnahm e 
hat die W irkung, daß der Baustoff der V er­
fügung des Berechtigten entzogen ist.

(3) Der Inhaber eines in Anspruch genom ­
m enen Baustoffes ist vom S traßenerhalter für 
alle dadurch verursachten  verm ögensrecht­
lichen Nachteile angem essen zu entschädigen. 
Im Streitfälle steh t der ordentliche Rechtsweg 
offen.

§ 53
Zwangsbefugnisse 

ohne vorausgegangenes Verfahren

In den Fällen der §§ 2 Abs. 2, 4 Abs. 4 
und 52 Abs. 2 sowie zur A bw ehr unm ittelbar 
drohender G efahren auch in den Fällen der §§ 
35, 37 Abs. 1 und 38 Abs. 2 ist die A nw endung 
von Zw angsbefugnissen ohne vorausgegan­
genes V erfahren zulässig.

§ 54 
Strafen

M it einer G eldstrafe bis zu 6000 S oder mit 
A rrest bis zu v ie r W ochen ist, sofern nicht ein 
gerichtlich strafbarer oder nach den straßen ­
polizeilichen V orschriften zu ahndender T at­
bestand  vorliegt, von der B ezirksverw altungs­
behörde zu bestrafen, w er
a) eine öffentliche S traße bestim m ungsw idrig 

benützt oder vorsätzlich oder grob fahr­
lässig  beschädigt;

b) den G em eingebrauch (§ 2) einer öffent­
lichen Straße unbefugt behindert;

c) eine öffentliche Straße ohne Entrichtung 
des vorgeschriebenen Entgeltes (§§ 7, 12, 
14 und 22) benützt;

d) W egw eiser oder M arkierungszeichen ge­
mäß §§ 23 Abs. 1 und 24 Abs. 2 vorsätzlich 
oder grob fahrlässig beschädigt;

e) die W egefreiheit (§§ 24, 25 und 26) vo r­
sätzlich behindert;

f) entgegen der Bestimmung des § 25 Abs. 2 
vorsätzlich einen Schaden verursacht oder 
V ieh belästigt;

g) entgegen den Bestim m ungen des § 32 Geh­
steige nicht säubert oder bestreu t;

h) der M eldepflicht gemäß § 33 nicht nach­
kommt;

i) trotz V erfügung der Behörde (§ 35) A n­
lagen, A blagerungen oder A ufschüttungen 
nicht beseitigt;

k) entgegen den Bestim m ungen des § 37 
Abs. 1 und 2 Einfriedungen errichtet oder 
trotz V erfügung der Behörde nicht bese i­
tigt;

l) entgegen den Bestim m ungen des § 38
Abs. 1 und 2 Bäume pflanzt oder trotz Un­
tersagung der Behörde Bäume oder Sträu- 
her nicht beseitig t oder zurückschneidet;

m) ohne Zustim m ung des S traßenerhalters 
A rbeiten  im Sinne des § 39 Abs. 3 durch­
führt;

n) entgegen den Bestim m ungen des § 39
Abs. 4 Stoffe auf öffentliche S traßen ab­
leite t oder S traßenbenützer gefährdet;

o) entgegen den Bestim m ungen des § 39
Abs. 5 S traßengräben überbrückt oder 
S traßenränder überfährt;

p) den S traßenerhalter bei Erfüllung seiner 
gesetzlichen V erpflichtungen unbefugt und 
vorsätzlich behindert;

q) amtliche oder vom  S traßenerhalter ange­
brachte V erm essungsm arken oder für den 
Bau, die Erhaltung oder Benützung einer 
öffentlichen Straße erforderliche Zeichen 
vorsätzlich entfernt oder beschädigt.

12. ABSCHNITT 
Schlußbestimmungen

§ 55
Übergangsbestimmungen

(1) Im Z eitpunkt des Inkrafttre tens dieses 
G esetzes bestehende Straßen, die von der 
Landesregierung gem äß § 5 zu Landesstraßen 
e rk lärt w erden, gehen dadurch in das Eigen-
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tum des Landes über, sow eit sie nicht schon 
in dessen Eigentum  stehen.

(2) Im Z eitpunkt des Inkrafttre tens dieses 
G esetzes bestehende Landstraßen I. und
II. Ordnung, die von der Landesregierung 
innert sechs M onaten nicht gem äß § 5 zu 
Landesstraßen e rk lärt w erden, sind G em einde­
straßen. Der § 9 Abs. 6 findet auf solche Ge­
m eindestraßen sinngem äß Anw endung.

(3) Im Z eitpunkt des Inkrafttre tens dieses 
G esetzes bestehende Straßen, die von der 
G em eindevertretung gem äß § 9 zu G em einde­
straßen  erk lärt w erden, gehen dadurch in das 
Eigentum  der G em einde über, sow eit sie nicht 
schon in deren  Eigentum  stehen.

(4) Im Z eitpunkt des Inkrafttre tens dieses 
G esetzes bestehende Z ufahrtsstraßen zu Eisen­
bahnen im Sinne des G esetzes LGBl. Nr. 19/ 
1873, in der Fassung LGBl. Nr. 9/1883, sind 
G enossenschaftsstraßen. Die für solche Zu­
fahrtsstraßen  zu E isenbahnen bestehenden  Be­
stim m ungen über die O rganisation  b leiben als 
Satzung im Sinne des § 15 Abs. 2 in Geltung, 
sow eit sie diesem  Gesetz nicht w idersprechen.

(5) Alle öffentlichen Straßen, die im G rund­
buch ein eigenes G rundstück bilden und nicht 
innert fünf Jah ren  nach Inkrafttre ten  dieses 
G esetzes zu Landesstraßen oder G em einde­
straßen  e rk lä rt w erden oder hinsichtlich 
welcher innert d ieser Frist nicht ein anderer 
S traßenerhalter die E inverleibung seines 
Eigentum s begehrt hat, sind G em eindestraßen. 
Die Erhaltung solcher G em eindestraßen ob­
liegt jedoch, sow eit die G em eindevertretung 
nicht etw as anderes verfügt, den nach b isheri­
ger Regelung oder Übung dazu V erpflichteten. 
Ebenso richtet sich der Gem eingebrauch, so­
w eit die G em eindevertretung nicht etw as an ­
deres verfügt, nach dem  bisherigen Umfang. 
Der § 9 Abs. 6 findet auf solche G em einde­
straßen  sinngem äß Anw endung.

(6) Im Z eitpunkt des Inkrafttre tens dieses 
G esetzes bestehende Sondergebrauchsrechte 
(§ 3) an öffentlichen Straßen bleiben sow eit in 
Geltung, als sie nach diesem  Gesetz neu be­
gründet w erden könnten.

(7) Privatrechte an öffentlichen Straßen, 
die nach diesem  Gesetz nicht neu begründet 
w erden könnten, sind aufgehoben. Die erfor­
derlichen grundbücherlichen E intragungen sind 
auf A ntrag  der Behörde vorzunehm en.

§ 56
Außerkrafttreten von Vorschriften

(1) M it dem In k rafttre ten  dieses Gesetzes 
tre ten  folgende Vorschriften, sow eit sie im Be­

reich des Landes V orarlberg  noch in G eltung
stehen, außer Kraft:

a) das Gesetz betreffend die H erstellung und 
Erhaltung von Z ufahrtsstraßen zu Eisen­
bahnen, LGBl. Nr. 19/1873, in der Fassung 
LGBl. Nr. 9/1883;

b) das Gesetz betreffend die H erstellung  von 
K onkurrenzstraßen in V orarlberg, LGBl. 
Nr. 9/1900, in der Fassung LGBl. Nr. 78/ 
1910;

c) das Gesetz betreffend die Erlassung von 
V orschriften über die A nlage und Instand­
haltung von Konkurrenz- und G em einde­
straßen und von straßenpolizeilichen Be­
stim m ungen für diese Straßen, LGBl.Nr. 55/ 
1907;

d) das Gesetz betreffend den Bau und die 
E rhaltung öffentlicher nicht ärarischer S tra­
ßen und W ege, LGBl. Nr. 7/1921, in der 
Fassung LGBl. Nr. 5/1926 und Nr. 2/1932;

e) die Brücken - Untersuchungs - V erordnung, 
LGBl. Nr. 7/1933;

f) das Gesetz betreffend die B undesstraßen, 
BGBl. Nr. 387/1921;

g) die V erordnung zur Einführung von s tra ­
ßenrechtlichen V orschriften in der Ostm ark, 
GBl. f. d. L. ö .  Nr. 7/1940;

h) das Gesetz über die einstw eilige N eu­
regelung des Straßenw esens und der S tra­
ßenverw altung, GBl. f. d. L. ö .  Nr. 7/1940;

i) die V erordnung zur Durchführung des 
G esetzes über die einstw eilige N eurege­
lung des Straßenw esens und der S traßen­
verw altung, GBl. f. d. L. ö .  Nr. 7/1940;

k) die V erordnung über die Straßenverzeich­
nisse, GBl. f. d. L. ö .  Nr. 7/1940;

l) die Bekanntm achung des R eichsstatthalters 
in Tirol und V orarlberg  betreffend Fest­
legung des N etzes der Landstraßen I. O rd­
nung im Reichsgau Tirol und V orarlberg, 
V erordnungs- und A m tsblatt für den 
Reichsgau Tirol und V orarlberg  Nr. 4/ 
1940;

m) die Bekanntm achung des R eichsstatthalters 
in Tirol und V orarlberg  betreffend die 
Richtigstellung und Ergänzung des N etzes 
der Landstraßen II. O rdnung im Reichsgau 
Tirol und V orarlberg, V erordnungs- und 
A m tsblatt für den Reichsgau Tirol und 
V orarlberg  Nr. 12/1942;

n) der § 6, im § 7 Abs. 1 im letzten  Satz die 
W orte "und m it Zustim m ung der zur V er­
w altung des öffentlichen Gutes zuständi­
gen V erw altungsorgane", der § 8, im § 9
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Abs. 4 die W orte „oder der V erkehr be­
einträchtigt", der § 11 Abs. 1 und 2, im § 17 
Abs. 4 die W orte „oder der Straßenflucht­
linie", der § 34 und im § 76 der Abs. 1 
sowie in der Ü berschrift die W orte  „öffent­
lichen V erkehrsflächen und" der Landes­
bauordnung, LGBl. Nr. 49/1962.
(2) A ndere als im Abs. 1 genannte Rechts­

vorschriften w erden  durch das Inkrafttre ten  
dieses G esetzes nicht berührt.

§ 57
W irksamkeitsbeginn

(1) Dieses Gesetz tr itt am l .J u l i  1969 in 
Kraft.

(2) V erordnungen auf Grund dieses G eset­
zes können von dem der Kundmachung dieses 
G esetzes folgenden Tag an erlassen w erden. 
Sie tre ten  jedoch frühestens mit diesem  Gesetz 
in Kraft.
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